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Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Bundesagentur für Arbeit 
Regionaldirektion Bayern 

Förderdiagnostik im Lernbereich 

„Berufs- und Lebensorientierung“ (BLO) 


¾ Datenerfassungsbogen 
zur Vorbereitung auf die Berufsausbildung 

Der Sonderschullehrer legt zu Beginn der 7. Jahrgangsstufe für jeden Schüler einen 

Datenerfassungsbogen an. Darin notiert er gleichsam wie in einem „Fahrplan“ 

fortlaufend die einzelnen Stationen, Fakten und Maßnahmen während der gesamten 

Phase der Vorbereitung auf die Berufsausbildung. Es ist von Vorteil, diese 

Zusammenschau der Fakten - in Verbindung mit dem sonderpädagogischen 

Gutachten nach Art. 15 Abs. 2 Satz 1 VSO-F - dem Berufsberater mit Zustimmung 

der Eltern oder Erziehungsberechtigten als ergänzende Informationsgrundlage 

auszuhändigen. 

¾ Aufzeichnungen 

Für die in § 15 Abs. 1 Satz 5 VSO-F geforderten „Aufzeichnungen“ wird die Form des 

Beobachtungsbogens gewählt. 

¾	 Beobachtungsbogen zu Betriebserkundungen, zu Betriebspraktika und 
zum BLO-Tag 

Im Lehrplan BLO wird dem praxis- und berufsbezogenen Lernen in Form 

von Betriebserkundungen und Praktika an unterschiedlichen externen 

Lernorten außerordentliche Bedeutung beigemessen. Insbesondere in der 9. 
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Jahrgangsstufe erhalten die Praktika als „individuell ausgewählte Praktika 

zur Berufsfindung“ (VSO-F § 15 Abs. 1 Satz 2) ein völlig neues 

Anforderungsprofil. Sie unterliegen hohen qualitativen Ansprüchen. Vor 

allem ist der Praktikumsort nunmehr gezielt und berufsfeldbezogen 

auszuwählen. Aus diesem Grund ist es unverzichtbar, dass sowohl die 

Beobachtungen des externen Praktikumsbetreuers als auch die „vor Ort“ 

gesammelten Erkenntnisse des Sonderschullehrers über den Schüler 

gebündelt und systematisch dokumentiert werden.  

Auch die Erfahrungen aus den regelmäßig stattfindenden BLO-Tagen sollen 

in diesen Beobachtungsbogen Eingang finden. Die Einschätzungen der 

Partner am außerschulischen und schulischen Lernort sind wichtige Ent­

scheidungshilfen im Hinblick auf den angestrebten Beruf des Jugendlichen.  

¾	 Beobachtungsbögen über das schulische Lernen und über die 
individuelle Persönlichkeitsentwicklung 

Über die Beobachtungen und Befunde von außerschulischen Betriebserkun­

dungen und Betriebspraktika sowie von BLO-Tagen hinausreichend ist es 

zwingend geboten, auch die diagnostischen Erkenntnisse aus dem Bereich 

der schulischen Bildung kontinuierlich zu notieren und zu bündeln. Die 

rechtliche Grundlage hierfür liefert ebenso die VSO–F. In § 19 Abs. 1 Sätze 

1 und 2 wird eingefordert, dass zum Zweck einer diagnosegeleiteten 

Förderung ein Förderplan zu erstellen ist. In diesem sind die auf der Grund­

lage des sonderpädagogischen Gutachtens festgelegten Ziele der 

Förderung sowie die zu treffenden wesentlichen sonderpädagogischen 

Fördermaßnahme aufzunehmen. 

Zur Realisierung dieses Auftrags findet ebenso die Form der 

Beobachtungsbögen Verwendung. Die dort definierten Einschätzungs- und 

Beurteilungskriterien basieren auf dem gültigen Curriculum der 

Förderschule, schwerpunktmäßig auf dem Lehrplan BLO. Überdies 

berücksichtigen sie die berufsrelevanten Lehrplaninhalte der übrigen 

Unterrichtsfächer. 
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Neben der Erhebung des fächergebundenen Wissens und Könnens, also 

der Fachkompetenz, werden in einem weiteren Beobachtungsbogen auch 

Schlüsselqualifikationen wie Selbstkompetenz und Sozialkompetenz erfasst. 

Diese Aufzeichnungen in den Beobachtungsbögen sind nicht defizitorientiert, 

sondern ressourcenbezogen gestaltet. In ihrer zweifachen Darstellung dient 

sie einerseits der Selbsteinschätzung des Schülers, anderseits gestattet sie 

eine Fremdeinschätzung des Lehrpersonals. Die Selbsteinschätzung erfolgt 

zu Beginn, im Verlauf und bei Beendigung der Fördermaßnahmen. Die 

Fremdeinschätzung durch das Lehrpersonal geschieht kontinuierlich in 

angemessenen Zeitabständen. 

Selbsteinschätzung und Fremdeinschätzung werden unabhängig 

voneinander erhoben. Die anamnestischen Erkenntnisse werden im partner­

schaftlichen Dialog zwischen Schüler und Lehrpersonal reflektiert mit dem 

Ziel, erneut einen positiven Lern- und Entwicklungsprozess zu initiieren.   

Die Reflexion der einzelnen Beobachtungsbausteine innerhalb der 

„Aufzeichnungen“ hat einen dreifachen Nutzen: 

-	 Sie bringt Übereinstimmungen und Unterschiede zwischen Selbstein­

schätzung und Fremdeinschätzung an den Tag. 

-	 Sie legt sowohl individuelle Stärken als auch den Bedarf an zusätzlichen 

Stützmaßnahmen offen. 

-	 Sie liefert fundierte Hinweise darüber, ob die Qualifikationen des 

Schülers für das Anforderungsprofil des angestrebten Berufes 

ausreichend sind. 

Im Ganzen bilden die differenzierten „Aufzeichnungen“ in den Beobach­

tungsbögen eine wichtige Grundlage für kontinuierliche Gespräche zwischen 

dem Schüler, den Eltern oder Erziehungsberechtigten sowie dem Sonder­

schullehrer. Es wird empfohlen, das Beratungsgespräch zwischen Schüler, 

Eltern oder Erziehungsberechtigten und Sonderschullehrer durchzuführen. 
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Im Rahmen der Modus 21-Maßnahme „Zwischenberichte statt 

Halbjahreszeugnis“ (Maßnahme Nr. 35, S. 159 des Programms, 

veröffentlicht im Cornelsen-Verlag) könnten darüber hinaus die 

„Aufzeichnungen“ in den Beobachtungsbögen Grundlage der zwei 

Zwischenberichte sein, die an die Stelle des Halbjahreszeugnisses treten. 

Es ist ferner sicherzustellen, dass Schüler, die ein herkömmliches 

Zwischenzeugnis für den anstehenden Übertritt ins Berufsleben, 

insbesondere für ihre Bewerbung brauchen, ein Halbjahreszeugnis erhalten 

können. 

¾ Zusammenfassender Entwicklungs- und Leistungsbericht 

Die kontinuierlich erhobenen vielfältigen „Aufzeichnungen“ aus den Beobachtungs­

bögen münden in den „Zusammenfassenden Entwicklungs- und Leistungsbericht“, 

den die VSO-F in § 15 Abs. 1 Satz 5 ebenso explizit für jeden Schüler einfordert. 

Diese gebündelte Dokumentation, die den ehedem gültigen so genannten „Befund­

bogen“ ersetzt, wird dem Schüler spätestens mit Überreichung des Abschluss­

zeugnisses der 9. Jahrgangsstufe oder auf Wunsch der Erziehungsberechtigten 

bereits früher ausgehändigt. 

Die Intention dieses Instruments ist in der VSO-F nicht näher definiert. Gleichwohl 

verfolgt der „Zusammenfassende Entwicklungs- und Leistungsbericht“ eine dreifache 

Zielsetzung: 

-	 Er dient als fundierte Basis für die inhaltliche Erörterung zwischen dem 

Sonderschullehrer und dem zuständigen Berufsberater/Rehaberater der Agentur 

für Arbeit. Wenn im Folgenden von Berufsberater/Rehaberater die Rede ist, sind 

die Vertreter der zuständigen Agentur für Arbeit gemeint. 

-	 Er kann sich - insbesondere bei positiven Rückmeldungen über Praktika - als 

wichtige Grundlage zur Bewerbung auf einen Ausbildungsplatz erweisen. 

-	 Bei der Neufassung der Schulordnung für die Berufsschulen zur 

sonderpädagogischen Förderung ist geplant, dass aufbauend auf das 

sonderpädagogische Gutachten, in das die Erkenntnisse des Entwicklungs- und 
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Leistungsberichts einfließen, ein Förderplan zu erstellen und regelmäßig 

fortzuschreiben ist. 

¾ Sonderpädagogisches Gutachten 

Das sonderpädagogische Gutachten bildet das Kernstück des gesamten förder­

diagnostischen Prozesses zur Vorbereitung auf die berufliche Zukunft. Die 

Verpflichtung zur Erstellung dieses Gutachtens leitet sich aus den §§ 15 und 19 der 

VSO-F ab. 

Die VSO-F gibt die formalen Anforderungen vor: 

-	 Der Sonderschullehrer erstellt das sonderpädagogische Gutachten „unter Beteili­

gung des Berufsberaters/Rehaberaters“ (§ 15 Abs. 2 Satz 3 VSO-F). 

-	 Der Schüler erhält das sonderpädagogische Gutachten „am Ende der 8. Jahr­

gangsstufe“…“ in doppelter Ausfertigung“ mit dem Jahreszeugnis (§ 15 Abs. 2 

Satz 1 VSO-F). 

-	 Das sonderpädagogische Gutachten „wird den Erziehungsberechtigten und den 

Jugendlichen insbesondere zur Vorlage für Maßnahmen der beruflichen 

Ausbildung und Förderung gegeben“ (§ 15 Abs. 2 Satz 4 VSO-F). 

Als Zeitpunkt für die Aushändigung des sonderpädagogischen Gutachtens sieht § 15 

Abs. 2 Satz 1 VSO-F das „Ende der 8. Jahrgangsstufe“ vor. Es ist jedoch 

abzuwägen, ob es im Einzelfall sinnvoller ist, das sonderpädagogische Gutachten 

erst mit dem Zwischenzeugnis der 9. Jahrgangsstufe dem Schüler zu übergeben; bei 

der nächsten Änderung der VSO-F wird diese Möglichkeit mit aufgenommen. Diese 

Maßnahme trägt der Tatsache angemessen Rechnung, dass sich oftmals signifikant 

positive Entwicklungen auch im Gesamtverlauf der 9. Jahrgangsstufe vollziehen 

können. Überdies bildet das Gutachten eine fundierte Grundlage für ein 

ausführliches Beratungsgespräch zwischen Erziehungsberechtigten, Jugendlichem, 

Sonderschullehrer und Berufsberater/Rehaberater zur weiteren berufsvorbereitenden 

oder beruflichen Orientierung. 
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Die VSO-F definiert in § 15 Abs. 2 Satz 2 auch die inhaltlichen Parameter. Demnach 

enthält das sonderpädagogische Gutachten: 

-	 „Feststellungen zum sonderpädagogischen Förderbedarf“, 

-	 „Aussagen über Möglichkeiten der beruflichen Eingliederung bzw. 

eventuell notwendige berufsvorbereitende Maßnahmen“, 

-	 „Empfehlungen über die weitere Beschulung nach der Volksschule zur sonder­

pädagogischen Förderung“ (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VSO-F). 

Auf die Erstellung des sonderpädagogischen Gutachtens lässt sich diese Maxime 

übertragen: „Es gibt keine wirkungsvolle Förderung ohne gesicherte Diagnose“. 

Demnach müssen alle in interdisziplinärer und prozessorientierter Diagnostik gewon­

nenen Beobachtungen und Erkenntnisse, die - in gebündelter Form - in eine verbal­

beschreibende Fassung des sonderpädagogischen Gutachtens einmünden, valide 

begründbar und inhaltlich belegbar sein. Die Aussagen über Art, Umfang und 

Schweregrad des sonderpädagogischen Förderbedarfs, den die außerschulischen 

Rechtsvorschriften - insbesondere in den Sozialgesetzbüchern (§ 19 SGB III und § 2 

SGB IX) sowie im Berufsbildungsgesetz (§ 64 bis § 68 BBiG) - als „Behinderung“ 

definiert, verlangen nach Formulierungen, die mit der Diktion der Bundesagentur für 

Arbeit kompatibel sind. Das sonderpädagogische Gutachten kann und soll dem 

Berufsberater/Reha-Berater als verantwortlichem Leistungsträger als eine wichtige 

Entscheidungsgrundlage dienen. 

Von hoher Wichtigkeit ist die Tatsache, dass der Sonderschullehrer durch die VSO-F 

dazu aufgefordert wird, in Absprache mit dem Berufsberater/Rehaberater eine 

Empfehlung über den nachfolgenden berufsschulischen Lernort auszusprechen (vgl. 

§ 15 Abs. 2 Satz 2 VSO-F). Überdies ist es unverzichtbar, dass der Son­

derschullehrer in enger Kooperation und in fachlichem, vertrauensvollem Dialog mit 

dem Berufsberater/Rehaberater im „Sonderpädagogischen Gutachten“ einvernehm­

lich zu einer realistischen Berufswegplanung gelangt. 
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Die Informationen, die die Schule im Rahmen des 

§ 15 Abs. 2 VSO-F an den Berufsberater - mündlich - weitergibt, beschränken sich 

auf das, was zur Beurteilung des individuellen Förderbedarfs und der dafür in Frage 

kommenden Maßnahmen notwendig ist. Eine Weitergabe des sonderpädagogischen 

Gutachtens an den Berufsberater bzw. an die Bundesagentur für Arbeit ist damit 

nicht verbunden; die Weitergabe des Gutachtens liegt alleine im 

Verantwortungsbereich des Jugendlichen bzw. seiner Erziehungsberechtigten. Eine 

Weitergabe des Gutachtens ist dem Jugendlichen bzw. seinen 

Erziehungsberechtigten seitens des Sonderschullehrers zu empfehlen. Wird das 

Gutachten nach § 15 Abs. 2 VSO-F der Arbeitsverwaltung, z. B. im Rahmen einer 

geplantenTeilnahme an einer BvB-Maßnahme, nicht zur Verfügung gestellt, ist es 

Aufgabe der Arbeitsverwaltung die für ihre Maßnahme ggf. notwendige Diagnostik 

selbst durchzuführen. 

¾ Anschlussförderung und Datenweitergabe 

Die schulrechtlichen Bestimmungen verpflichten den Sonderschullehrer, die indivi­

duelle berufsorientierte Förderdiagnostik mit hoher Fachlichkeit durchzuführen, um 

für die Berufsberatung und für die berufsschulischen Einrichtungen unentbehrliche 

Informations- und Entscheidungshilfen zugunsten jedes einzelnen Jugendlichen zu 

leisten. Eine qualitätvolle förderdiagnostische Datenerhebung erhöht sich in jenem 

Maß wie es garantiert werden kann, dass die Aufzeichnungen die jeweiligen 

Adressaten auch verbindlich erreichen. 

Man muss sich dabei bewusst sein, dass sich „zusammenfassender Entwicklungs­

und Leistungsbericht“ und „sonderpädagogisches Gutachten“ als Informationsträger 

in Entstehung und Intention erheblich unterscheiden: Ersterer beinhaltet - in 

gebündelter Zusammenschau - die kontinuierlich erhobenen diagnostischen Detail­

ergebnisse, die auch in den nachfolgenden beruflichen Einrichtungen einer stetigen 

Fortschreibung bedürfen. Letzteres erweist sich hingegen als Momentaufnahme, die 

zu einem bestimmten Zeitpunkt zu einer Einschätzung der 

Persönlichkeitsentwicklung und des Leistungsvermögens des Jugendlichen mit Hilfe 

ausgewählter Kriterien gelangt. 
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Die Erstellung des sonderpädagogischen Gutachtens und des zusammenfassenden 

Entwicklungs- und Leistungsberichtes verlangt angesichts der Veränderungen in den 

rechtlichen Bestimmungen sowie in Handlungsabläufen der Agentur für Arbeit vom 

Sonderschullehrer ein Höchstmaß an subsidiärer Verantwortung und an 

diagnostischer Expertise. Gerade weil die Entscheidung über den beruflichen 

Werdegang den künftigen Lebensweg der jungen Menschen mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf erheblich beeinflusst, ist ein hohes Maß an 

Sorgfalt und Transparenz geboten. 

§ 15 Abs. 2 VSO-F ist im Rahmen der Erstellung des sonderpädagogischen 

Gutachtens Grundlage für eine mündliche Weitergabe von Daten an die 

Berufsberatung, soweit es um notwendige Informationen geht, die für Aussagen in 

Gutachten über die berufliche Eingliederung und Maßnahmen der Arbeitsverwaltung 

erforderlich sind. 

Um der vielerorts vorgetragenen, - oftmals begründeten - Kritik von Seiten der 

berufsschulischen Nachfolgeeinrichtungen zu begegnen, sie müsse bei Berufs­

schuleintritt zumeist für jeden Schüler erneut eine Eingangsdiagnostik vornehmen, 

wird die Neufassung der Schulordnung für die Berufsschulen zur 

sonderpädagogischen Förderung vorsehen, dass die Erstellung eines 

sonderpädagogischen Gutachtens durch die Berufsschule zur sonderpädagogischen 

Förderung entfällt, wenn bei der Anmeldung an der Förderberufsschule das 

Gutachten nach § 15 Abs. 2 VSO-F vorgelegt wird. Darüber hinaus wird empfohlen, 

dass die Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung mit Einverständnis der 

Erziehungsberechtigten bzw. der volljährigen Schüler den zusammenfassenden 

Entwicklungs- und Leistungsbericht an die jeweilige berufsschulische Einrichtung 

zusammen mit dem Schülerbogen weiterleitet.  

Aus der Weitergabe des sonderpädagogischen Gutachtens und des 

zusammenfassenden Entwicklungs- und Leistungsberichts können folgende Vorteile 

erwachsen: 
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-	 Beide diagnostischen Informationsträger ersparen den berufsschulischen Ein­

richtungen eine unökonomische, weil überflüssige Eingangsdiagnostik. 

-	 Das dortige Lehrpersonal kann aus diesen diagnostischen Unterlagen unver­

züglich wirksame Fördermaßnahmen ableiten und für jeden Jugendlichen den 

individuell passgerechten Anschluss in der beruflichen Ausbildung herstellen. 

Wesentlich ist, dass die Weitergabe der Schülerdaten an die berufsschulische 

Nachfolgeeinrichtung nur mit Zustimmung der Erziehungsberechtigten bzw. der 

volljährigen Schüler erfolgen kann. Nach § 15 Abs. 2 Satz 4 VSO-F wird das 

sonderpädagogische Gutachten nur den Erziehungsberechtigten und dem 

Jugendlichen übergeben. Wird von diesen das Gutachten der Berufsschule zur 

sonderpädagogischen Förderung nicht übergeben, wird seitens der 

Förderberufsschule ein eigenes sonderpädagogisches Gutachten erstellt. Sind die 

Erziehungsberechtigten bzw. die volljährigen Schüler nicht mit der Weiterleitung des 

zusammenfassenden Entwicklungs- und Leistungsberichts einverstanden, verbleibt 

es bei der Regelung des § 34 Abs. 4 Satz 2 VSO-F, wonach beim Übertritt an die 

Berufsschule bzw. Berufsschule zur sonderpädagogischen Förderung nur der 

Schülerbogen weitergeleitet wird. Dieser enthält die wesentlichen Feststellungen, 

Beobachtungen, bisher durchgeführte sonderpädagogische Fördermaßnahmen und 

Empfehlungen (vgl. § 34 Abs. 1 Satz 1 VSO-F) sowie die zusammenfassenden 

Beurteilungen am Ende eines jeden Schuljahres zur Entwicklung und 

Gesamtpersönlichkeit der Schülerin bzw. des Schülers einschließlich Entwicklung im 

Hinblick auf die Berufsfindung (vgl. § 34 Abs. 2 VSO-F). Nicht weitergegeben werden 

dagegen die übrigen Teile des Schüleraktes, zu denen auch die 

sonderpädagogischen Gutachten nach § 16 Abs. 4 Satz 1 und 

§ 15 Abs. 2 VSO-F sowie die einzelnen Aufzeichnungen und Entwicklungs- und 

Leistungsberichte nach § 15 Abs. 1 Satz 5 VSO-F gehören.  

Auf Wunsch der volljährigen Schüler bzw. der Erziehungsberechtigten kann die 

Schule das sonderpädagogische Gutachten und den zusammenfassenden 

Entwicklungs- und Leistungsbericht an Betriebe und Arbeitsverwaltung weiterleiten. 

Die Erfahrung lehrt, dass Eltern oder Erziehungsberechtigte ihr schriftliches Ein­

verständnis geben, den Datenschutz außer Kraft zu setzen, wenn sie überzeugt 
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werden können, dass der Austausch von Informationen zwischen Schule, Berufs­

beratung und berufsschulischer Einrichtung der beruflichen Ausbildung und 

Eingliederung ihres Kindes dienlich ist. Diese Maßnahme muss von Seiten des 

Sonderschullehrers initiiert werden. Hierbei ist es nötig, Eltern oder Erziehungs­

berechtigte im Vorfeld über die Zweckbestimmung dieser Daten zu informieren. Sie 

brauchen die sichere Gewähr, dass diese Informationen einer absoluten 

Vertraulichkeit unterliegen, einzig für den Dienstgebrauch bestimmt sind und für ihre 

Kinder von Nutzen sind. 

¾	 Zusammenarbeit mit der Agentur für Arbeit
 und den Integrationsfachdiensten 

Gemäß § 33 Sozialgesetzbuch III (SGB III) ist es Aufgabe der Agentur für Arbeit, in 

Schulen in qualifizierter Weise eine Berufsorientierung und Berufseingliederung 

mitzuorganisieren: 

„Die Agentur für Arbeit hat zur Vorbereitung der Jugendlichen und Erwachsenen auf 
die Berufswahl sowie zur Unterrichtung der Ausbildungssuchenden, 
Arbeitsuchenden, Arbeitnehmer und Arbeitgeber Berufsorientierung zu betreiben. 
Dabei soll sie über Fragen der Berufswahl, über die Berufe und ihre Anforderungen 
und Aussichten, über Wege und Förderung der beruflichen Bildung sowie über 
beruflich bedeutsame Entwicklungen in den Betrieben, Verwaltungen und auf dem 
Arbeitsmarkt umfassend unterrichten. Die Agentur für Arbeit kann Schüler allgemein 
bildender Schulen durch vertiefte Berufsorientierung und Berufswahlvorbereitung 
fördern (Berufsorientierungsmaßnahme). Die Maßnahme kann bis zu vier Wochen 
dauern und soll regelmäßig in der unterrichtsfreien Zeit durchgeführt werden. 
Voraussetzung ist, dass sich Dritte mit mindestens 50 Prozent an der Förderung 
beteiligen.“ (§ 33 SGB III) 

Im Bereich der Integration von Jugendlichen mit Behinderung wird die 

Bundesagentur  für Arbeit durch die Integrationsfachdienste unterstützt. 

Ziel ist die Integration in den allgemeinen Arbeitsmarkt, wobei die 

Integrationsfachdienste (IFD) die Möglichkeit haben sollen, sich bereits in der 

Berufsorientierungsphase zu beteiligen. Dabei bleibt die Wahrnehmung der 

gesetzlichen Aufgaben der BA im Rahmen der Berufsorientierung unberührt, die 

Integrationsfachdienste sollen die Arbeitsagenturen bei ihrer Arbeit unterstützen. Auf 

örtlicher Ebene wird eine enge Zusammenarbeit sowie eine klare Aufgabenverteilung 
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bzw. Absprache zwischen Integrationsfachdiensten und Arbeitsagentur notwendig, 

um die Arbeiten effektiv zu erledigen. 

Die Integrationsfachdienste sind im Auftrag der Integrationsämter auch 

Ansprechpartner für die Arbeitgeber: Sie informieren und unterstützen – u.a. auch bei 

Förderleistungen. Im Dialog von Förderschule und Berufsberatung kann so gemäß 

der „Vereinbarung über Richtlinien für die Zusammenarbeit von Schule und 

Berufsberatung in Bayern“ vom 24. April 2006 zwischen dem Bayerischen 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus, dem Bayerischen Staatsministerium für 

Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen und der Bundesagentur für Arbeit, 

Regionaldirektion Bayern eine bestmögliche berufliche Zukunft für Schülerinnen und 

Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf etabliert werden. Durch die 

Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung/Rehateam muss gewährleistet 

sein, dass zum Wohle der Schülerinnen und Schüler bestmögliche Vernetzungen 

gewährleistet werden. Eine Weitergabe schulischer Daten, insbesondere 

Erkenntnisse aus dem sonderpädagogischen Gutachten nach § 15 Abs. 2 VSO-F ist 

nur mit Zustimmung der Erziehungsberechtigten oder der volljährigen Schüler 

möglich. 
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Diese Veröffentlichung wurde im Auftrag  
des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus erarbeitet unter 
Mitarbeit von: 
Bundesagentur für Arbeit, Regionaldirektion Bayern 

Regierungen, Sachgebiet Förderschulen 

Staatinstitut für Schulqualität und Bildungsforschung (ISB) 

Akademie für Lehrerfortbildung und Bildungsforschung, Dillingen 

Sonderpädagogisches Förderzentrum Vohenstrauß 

Berufsschule zur sonderpädagogischen Förderung Augsburg 

Sonderpädagogisches Förderzentrum Nürnberg 

München, den 14. Februar 2007 Nürnberg, den 14. Februar 2007 

gez.       gez.  

Karl  Freller      Dr.  Prast  

Staatssekretär beim    Geschäftsführer Operativ 

Bayerischen Staatsministerium Regionaldirektion Bayern 

für Unterricht und Kultus der Bundesagentur für Arbeit 



Datenerfassungsbogen zur
 
„Vorbereitung auf die Berufsausbildung“
 

Name der Schülerin/des Schülers: 

Anschrift: 

Klasse Schulbesuchjahr Schuljahr Geburtsdatum Muttersprache 

Klassenlehrer/-in Berufsberater/-in 

Beruflich relevante Besonderheiten (z. B. Familiäre Situation, Allergien, Einschränkungen) 

Vorbereitungsphase 
Datum Maßnahme/Anlass Partner/Betrieb Ergebnis 



Orientierungsphase 
Datum/Zeitraum Maßnahme/Anlass Partner/ Berufsfeld Ergebnis 

Individualisierungsphase 
Datum/Zeitraum Maßnahme/Anlass Partner/ Berufsfeld Ergebnis 

Kontakt zur Agentur für Arbeit 
Datum Maßnahme/Kontakt Partner 

Berufswunsch nach Ende der Orientierungsphase 

Berufswunsch nach Ende der Individualisierungsphase 



Beobachtungsbogen
 
zu Betriebserkundungen, Betriebspraktika 


und zum BLO-Tag
 

Zur Umsetzung des Anliegens wurden in den Regionen in Kooperation mit den 

außerschulischen Partnern passgenaue und effektive Verfahren entwickelt, die in 

bewährter und nachhaltiger Form eingesetzt werden. 

Diese Verfahren sollen beibehalten und in ihrer Qualität weiterentwickelt werden. 


Als Gütekriterien und Qualitätsstandards gelten dabei u.a.: 


x Möglichkeit zur Selbst- und Fremdeinschätzung 

x Der Beobachtungsbogen zur Selbsteinschätzung des Schülers soll in einer 
Schüler angemessenen Form verfasst werden. 

x Der Beobachtungsbogen sollte von Praktikumsbegleiter/-betreuer nach 
Möglichkeit in Zusammenarbeit mit der Lehrkraft bearbeitet werden. 

x Die Merkmale in den Beobachtungsbögen sollen den Items des 
„Zusammenfassenden Entwicklungs- und Leistungsberichts“ entsprechen. 

x Die Beobachtungsbögen sollen sich inhaltlich und konzeptionell abgestimmt in 
das übrige Schriftwesen einfügen. 

Beobachtungsbögen
 
über das schulische Lernen und 


über die individuelle Persönlichkeitsentwicklung
 

… werden in Zusammenschau mit der allgemeinen diagnosegeleiteten Förderung 
gesehen. 

Sie bieten konkrete Hinweise für die Umsetzung in der Arbeit mit dem Förderplan. 

Konzept, Standards und beispielgebende Verfahren werden in einem nächsten 
Projekt entwickelt (§ 19, Abs. 1 Sätze 1 und 2). 





____________________________________________________________________________________ 
(Schulstempel) 

Zusammenfassender Entwicklungs- und Leistungsbericht 
(§ 15 Abs. 1 Satz 5 VSO-F) 

Vorname Name 

Klasse: Geburtsdatum:  

Persönlichkeitsmerkmale/ Sozialverhalten 
Selbstbewusstsein 
-

Verantwortungsbereitschaft 
-

Selbsteinschätzung 
-

Kontaktfähigkeit 
-

Erscheinungsbild 
-

Zuverlässigkeit 
-

Kognitive Fähigkeiten 
Auffassungsvermögen für Arbeitsanweisungen 
-

Konzentration 
-

Merkfähigkeit für Arbeitsanweisungen 
-

Transferleistungen 
-

Verständnis für lebenspraktische Zusammenhänge 
-

Motorische Fähigkeiten 
Körperliche Belastbarkeit 
-

Körperkoordination 
-

Feinmotorik 
-



Arbeitsverhalten 
Selbstständigkeit 
-

Kooperationsfähigkeit 
-

Anstrengungsbereitschaft  
-

Arbeitstempo 
-

Sorgfalt und Ordnungsbereitschaft 
-

Flexibilität 
-

Pünktlichkeit 
-

Durchhaltevermögen 
-

Arbeitsplanung 
-

Technische Grundfertigkeiten 
Umgang mit technischen Geräten des Alltags und der Schule 
-

Umgang mit Werkzeugen und Geräte 
-

Verständnis für technische Zeichnungen und Skizzen 
-

Sprachlicher Lernbereich 
Sprachverständnis 
-

Mündliche Ausdrucksfähigkeit 
-

Gesprächsverhalten 
-

Sinnverstehendes/ informierendes Lesen 
-

Schriftliche Ausdrucksfähigkeit 
-

Richtig schreiben 
-

Umgang mit Formularen  
-



Mathematischer Lernbereich 

Arithmetik 
Zahlvorstellung/ Zahlenräume 

Natürliche Zahlen 
-

Gemeine Brüche 
-

Dezimalbrüche 
-

Rechenverfahren 

Kopfrechnen 
-

Überschlagendes Rechnen 
-

Schriftliche Rechenverfahren 
-

Umgang mit dem Taschenrechner 
-

Bruchrechnen 
-

Prozentrechnen 
-

Funktionen 
-

Formeln 
-

Geometrie 
Räumliches Vorstellungsvermögen 
-

Räumliche Objekte 
-

Ebene Figuren 
-

Sachbezogene Mathematik 
Größen und Maßeinheiten 
-

Sachrechnen 
-





____________________________________________________________________________________ 
(Schulstempel) 

Sonderpädagogisches Gutachten (§ 15 Abs. 2 VSO-F) 

Vorname Name 

Klasse: Geburtsdatum: 

Persönlichkeitsmerkmale/ Sozialverhalten 
Selbstbewusstsein 
-

Verantwortungsbereitschaft 
-

Selbsteinschätzung 
-

Kontaktfähigkeit 
-

Erscheinungsbild 
-

Zuverlässigkeit 
-

Kognitive Fähigkeiten 
Auffassungsvermögen für Arbeitsanweisungen 
-

Konzentration 
-

Merkfähigkeit für Arbeitsanweisungen 
-

Transferleistungen 
-

Verständnis für lebenspraktische Zusammenhänge 
-

Motorische Fähigkeiten 
Körperliche Belastbarkeit 
-

Körperkoordination 
-

Feinmotorik 
-



Arbeitsverhalten 
Selbstständigkeit 
-

Kooperationsfähigkeit 
-

Anstrengungsbereitschaft  
-

Arbeitstempo 
-

Sorgfalt und Ordnungsbereitschaft 
-

Flexibilität 
-

Pünktlichkeit 
-

Durchhaltevermögen 
-

Arbeitsplanung 
-

Technische Grundfertigkeiten 
Umgang mit technischen Geräten des Alltags und der Schule 
-

Umgang mit Werkzeugen und Geräte 
-

Verständnis für technische Zeichnungen und Skizzen 
-

Sprachlicher Lernbereich 
Sprachverständnis 
-

Mündliche Ausdrucksfähigkeit 
-

Gesprächsverhalten 
-

Sinnverstehendes/ informierendes Lesen 
-

Schriftliche Ausdrucksfähigkeit 
-

Richtig schreiben 
-

Umgang mit Formularen  
-



Mathematischer Lernbereich 

Arithmetik 
Zahlvorstellung/ Zahlenräume 

Natürliche Zahlen 
-

Gemeine Brüche 
-

Dezimalbrüche 
-

Rechenverfahren 

Kopfrechnen 
-

Überschlagendes Rechnen 
-

Schriftliche Rechenverfahren 
-

Umgang mit dem Taschenrechner 
-

Bruchrechnen 
-

Prozentrechnen 
-

Funktionen 
-

Formeln 
-

Geometrie 
Räumliches Vorstellungsvermögen 
-

Räumliche Objekte 
-

Ebene Figuren 
-

Sachbezogene Mathematik 
Größen und Maßeinheiten 
-

Sachrechnen 
-



____________________________________________________________________________________ 
(Schulstempel) 

Sonderpädagogisches Gutachten (§ 15 Abs. 2 VSO-F) 
Vorname Name 

Klasse: Geburtsdatum: 

Zusammenfassende Beurteilung 

Aussagen über Möglichkeiten der beruflichen Eingliederung 

Grundaussage: 
-

Empfehlungen 
… zur Maßnahme: 
-

… zur weiteren Beschulung: 
-

Ort, Datum Klassenleitung Schulleitung 



Zusammenfassender Entwicklungs- und Leistungsbericht (§ 15 Abs. 1 VSO-F) 


Sonderpädagogisches Gutachten (§ 15 Abs. 2 VSO-F) 

Persönlichkeitsmerkmale/Sozialverhalten .................................................................. 2 


Selbstbewusstsein .................................................................................................. 2 

Verantwortungsbereitschaft .................................................................................... 2 

Selbsteinschätzung................................................................................................. 2 

Kontaktfähigkeit ...................................................................................................... 2 

Erscheinungsbild..................................................................................................... 2 

Zuverlässigkeit ....................................................................................................... 2 


Kognitive Fähigkeiten ................................................................................................. 3 

Auffassungsvermögen für Arbeitsanweisungen ...................................................... 3 

Konzentration.......................................................................................................... 3 

Merkfähigkeit für Arbeitsanweisungen .................................................................... 3 

Transferleistungen .................................................................................................. 3 

Verständnis für lebenspraktische Zusammenhänge ............................................... 3 


Motorische Fähigkeiten .............................................................................................. 4 

Körperliche Belastbarkeit ........................................................................................ 4 

Körperkoordination.................................................................................................. 4 

Feinmotorik ............................................................................................................. 4 


Arbeitsverhalten.......................................................................................................... 5 

Selbstständigkeit ..................................................................................................... 5 

Kooperationsfähigkeit ............................................................................................. 5 

Anstrengungsbereitschaft ....................................................................................... 5 

Arbeitstempo........................................................................................................... 5 

Sorgfalt und Ordnungsbereitschaft ......................................................................... 5 

Flexibilität ................................................................................................................ 6 

Pünktlichkeit............................................................................................................ 6 

Durchhaltevermögen............................................................................................... 6 

Arbeitsplanung ........................................................................................................ 6 


Technische Grundfertigkeiten..................................................................................... 7 

Umgang mit technischen Geräten des Alltags und der Schule ............................... 7 

Umgang mit Werkzeugen und Geräte..................................................................... 7 

Verständnis für technische Zeichnungen und Skizzen............................................ 7 


Sprachlicher Lernbereich............................................................................................ 8 

Sprachverständnis .................................................................................................. 8 

Mündliche Ausdrucksfähigkeit................................................................................. 8 

Gesprächsverhalten................................................................................................ 8 

Sinnverstehendes/ informierendes Lesen............................................................... 8 

Schriftliche Ausdrucksfähigkeit ............................................................................... 9 

Richtig schreiben .................................................................................................... 9 

Umgang mit Formularen ......................................................................................... 9 


Mathematischer Lernbereich .....................................................................................10 

Arithmetik...................................................................................................................10
 

Zahlvorstellung/ Zahlenräume................................................................................10 

Rechenverfahren ...................................................................................................10 


Geometrie..................................................................................................................12 

Räumliches Vorstellungsvermögen........................................................................12
 
Räumliche Objekte.................................................................................................12 

Ebene Figuren .......................................................................................................12 


Sachbezogene Mathematik .......................................................................................13 

Größen und Maßeinheiten .....................................................................................13 

Sachrechnen..........................................................................................................13 




Persönlichkeitsmerkmale/Sozialverhalten 

Selbstbewusstsein 
x Tritt überall sehr selbstsicher auf, trifft eigenständig Entscheidungen und vertritt klar die 

eigene Meinung. 
x Tritt im vertrauten Umfeld selbstsicher auf, trifft Entscheidungen und äußert die Meinung. 
x Auch im vertrauten Umfeld wenig selbstsicher, wagt keine eigene Entscheidung und traut 

sich nicht die Meinung zu sagen. 
x Überspielt mangelnde Selbstsicherheit durch unangemessenes oder überhebliches 

Verhalten. 

Verantwortungsbereitschaft 
x Übernimmt zu jeder Zeit Verantwortung für das eigene Handeln und zeigt ein hohes 

Verantwortungsgefühl für andere. 
x Übernimmt Verantwortung für das eigene Handeln. 
x Übernimmt Verantwortung für das eigene Handeln nach reflektierendem Gespräch. 
x Erkennt die Verantwortung für das eigene Handeln und für die Gruppe nicht. 

Selbsteinschätzung 
x Schätzt sich selbst realitätsbezogen ein.  

x Schätzt sich selbst meist realitätsbezogen ein.  

x Schätzt sich nach Beratung weitgehend realitätsbezogen ein. 

x Schätzt sich auch nach Beratung unrealistisch ein. 


Kontaktfähigkeit 
x Zeigt besonderes Geschick, mit anderen angemessen Kontakt aufzunehmen. 

x Geht von sich aus auf andere zu und baut angemessen Kontakt auf. 

x Kann Kontakt aufnehmen und kurzfristig aufrechterhalten. 

x Nimmt Kontaktangebote kaum wahr. 

x Kann aufgrund von Distanzlosigkeit kaum Kontakte aufbauen.
 

Erscheinungsbild 
x Legt großen Wert auf Sauberkeit und ein gepflegtes Erscheinungsbild. 

x Achtet meist auf Sauberkeit und ein ordentliches Erscheinungsbild. 

x Zeigt Sauberkeit und ein ordentliches Erscheinungsbild nach Hinweisen. 

x Achtet trotz Hinweisen wenig auf Sauberkeit und ein ordentliches Erscheinungsbild.
 

Zuverlässigkeit 
x Legt großen Wert auf Zuverlässigkeit. 
x Achtet auf Zuverlässigkeit. 
x Bemüht sich um Zuverlässigkeit. 



Kognitive Fähigkeiten 

Auffassungsvermögen für Arbeitsanweisungen 
x Kann komplexe Anweisungen, die mehrere Arbeitsschritte beinhalten, verstehen. 

x Kann vorstrukturierte umfangreichere Anweisungen verstehen.  

x Kann nur einfache, überschaubare und klar vorstrukturierte Anweisungen verstehen. 

x Kann nur einfachste Anweisungen verstehen. 


Konzentration 
x	 Kann sich über mehrere Stunden einer Tätigkeit zuwenden, ohne dass sich die 

Arbeitsqualität deutlich verschlechtert. 
x	 Kann sich bei annähernd gleich bleibender Arbeitsqualität über mindestens eine Stunde 

einer Tätigkeit zuwenden. 
x	 Kann lediglich über einen Zeitraum von weniger als einer Stunde konzentriert arbeiten. 
x	 Kann sich nur über einen kurzen Zeitraum konzentrieren. 

Merkfähigkeit für Arbeitsanweisungen 
x	 Behält nahezu lückenlos auch komplexe Informationen und kann diese immer wieder 

rasch und sicher abrufen.  
x	 Behält das Wesentliche, so dass eine sinnvolle, zusammenhängende Umsetzung 

möglich ist. 
x	 Kann einige, in sich gleich bleibende Tätigkeitselemente im Gedächtnis speichern und 

auf Aufforderung hin abrufen. 
x	 Behält nur zusammenhanglose Einzelheiten bzw. Tätigkeitselemente. 

Transferleistungen 
x	 Findet eigenständig Lösungen durch kreatives Denken und zeigt eine hohe 

Anpassungsfähigkeit an neue Problemsituationen. 
x	 Kann erlernte Lösungswege bei neuartigen Aufgabenstellungen anwenden. 
x	 Kann nach erlernten Lösungswegen analoge Probleme lösen. 
x	 Verfügt über starre Denkstrukturen und kann deshalb analoge Probleme nur schwer und 

teilweise lösen. 

Verständnis für lebenspraktische Zusammenhänge 
x	 Bewältigt Probleme des Alltags sicher und souverän und kommt  mitunter zu kreativen 

Problemlösungen. 
x	 Bewältigt Probleme des Alltags meist selbstständig. 
x	 Braucht zur Alltagsbewältigung vereinzelte und zeitlich begrenzte Hilfestellungen. 
x	 Braucht zur Alltagsbewältigung dauerhafte und umfassende Hilfestellungen. 



Motorische Fähigkeiten 

Körperliche Belastbarkeit 
x	 Kann körperlich anstrengende Tätigkeiten für die Dauer eines Arbeitstages 

uneingeschränkt ausführen. 
x	 Kann körperlich anstrengende Tätigkeiten mit geringen Einschränkungen hinsichtlich 

Dauer und Art der Tätigkeit ausführen. 
x	 Kann körperlich anstrengende Belastungen über etwa einen halben Arbeitstag aushalten.   
x	 Kann körperlich anstrengende Belastungen weniger als eine Stunde ausführen und 

ermüdet rasch. 

Körperkoordination 
x	 Kann Bewegungen auch in Zwangshaltung aufeinander abstimmen und verfügt über 

einen flüssigen Bewegungsablauf. 
x	 Kann Bewegungen ausreichend aufeinander abstimmen und verfügt über einen sicheren 

Bewegungsablauf. 
x	 Kann einzelne Bewegungen aufeinander abstimmen und Bewegungsabläufe durch Üben 

automatisieren. 
x	 Bewegungen wirken unkoordiniert und eingeübte Bewegungsabläufe sind nach 

mehrmaligen Wiederholungen nicht automatisiert. 

Feinmotorik 
x	 Kann unter Zeitvorgaben geschickt und maßgenau arbeiten und erreicht einen hohen 

Fertigkeitsgrad. 
x	 Kann maßgenau arbeiten und erreicht einen hohen Fertigkeitsgrad. 
x	 Kann mit Nachbesserungen maßgenau arbeiten und der erreichte Fertigkeitsgrad genügt 

den Anforderungen. 
x	 Kann nur ungenau arbeiten und kann den erforderlichen Fertigkeitsgrad nicht erreichen. 



Arbeitsverhalten 

Selbstständigkeit 
x	 Zeigt auch in neuen Situationen hohe  Eigeninitiative, arbeitet zielorientiert und 

kontrolliert selbstständig das Ergebnis. 
x	 Arbeitet zielorientiert bei neuen Aufgabenstellungen nach Erklärung und führt 

selbstständig Ergebniskontrollen durch. 
x	 Arbeitet selbstständig bei eingeübten Arbeitsvorgängen, benötigt Hilfestellung zur 

Ergebniskontrolle. 
x	 Kann unter ständiger Anleitung und Hilfestellung eingeübte einfache Arbeiten 

durchführen, Ergebniskontrolle gelingt nicht. 

Kooperationsfähigkeit 
x	 Zeigt Eigeninitiative und besonderes Einfühlungsvermögen in der Zusammenarbeit mit 

anderen, ist dabei aufgeschlossen und fair. 
x	 Lässt sich gut zur Zusammenarbeit motivieren und beteiligt sich aktiv am 

Gruppengeschehen. 
x	 Hat den Willen zur Zusammenarbeit, benötigt zur aktiven Teilnahme am 

Gruppengeschehen Unterstützung. 
x	 Kann mit anderen nicht zusammenarbeiten, lässt sich trotz Hilfestellung nicht in das 

Gruppengeschehen integrieren. 

Anstrengungsbereitschaft 
x	 Ist stets leistungsbereit, zielstrebig und ehrgeizig, unabhängig von Schwierigkeit und 

Umfang der Arbeit. 
x	 Ist leistungsbereit und zielstrebig bei Arbeiten, die seiner Interessenslage entsprechen. 
x	 Ist in der Regel leistungsbereit und interessiert, benötigt dazu Hilfestellung. 
x	 Hat kaum Interesse, setzt sich wenig ein, muss ständig aktiviert werden. 

Arbeitstempo 
x Arbeitet durchwegs gleichmäßig und sehr zügig. 

x Arbeitet gleichmäßig mit angemessenem Tempo. 

x Arbeitet mit wechselndem Tempo und mit akzeptablem Zeitaufwand. 

x Arbeitet hastig und überstürzt. 

x Arbeitet extrem langsam und schleppend. 


Sorgfalt und Ordnungsbereitschaft 
x	 Hält von sich aus stets Ordnungsstrukturen ein und arbeitet mit großer Sorgfalt. 
x	 Hält in der Regel Ordnungsstrukturen ein und arbeitet sorgfältig. 
x	 Muss öfter zur Einhaltung notwendiger Ordnungsstrukturen und zur Sorgfalt bei der 

Arbeitsausführung angehalten werden. 
x	 Muss stets zur Einhaltung von Ordnungsstrukturen und zur Sorgfalt bei der 

Arbeitsausführung angehalten werden. 



Flexibilität
 
x	 Kann ohne Minderung der Arbeitsqualität zwischen sehr unterschiedlichen Tätigkeiten 

und Arbeitsbedingungen wechseln. 
x	 Kann sich ohne wesentliche Minderung der Arbeitsqualität in angemessener Zeit auf 

unterschiedliche Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen einstellen. 
x	 Braucht Hilfestellung und großzügige Zeitvorgaben, um sich auf unterschiedliche 

Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen einzustellen. 
x	 Kann sich nicht oder nur unter ständiger intensiver Anleitung auf unterschiedliche 

Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen einstellen. 

Pünktlichkeit 
x Hält vereinbarte Termine und Zeitabsprachen zuverlässig ein. 

x Hält vereinbarte Termine und Zeitabsprachen in der Regel ein. 

x Braucht zur Einhaltung von Terminen und Zeitabsprachen zusätzliche Aufforderung. 

x Hält trotz zusätzlicher Aufforderung Termine und Zeitabsprachen nicht ein. 


Durchhaltevermögen 
x	 Führt jede Arbeit zielstrebig auch unter schwierigen Umständen beharrlich zu Ende. 
x	 Arbeitet überwiegend konstant, gelegentliche Schwierigkeiten werden selbstständig 

überwunden. 
x	 Arbeitet beständig, braucht gelegentlich Ermunterung, kann Schwierigkeiten mit Hilfe 

überwinden. 
x	 Arbeitet wenig beständig, sucht die Ablenkung, gibt bei Schwierigkeiten schnell auf. 

Arbeitsplanung 
x	 Plant die Arbeitsschritte selbständig im Detail und führt sie in richtiger Reihenfolge aus. 
x	 Kann besprochene Arbeitsschritte selbständig und in richtiger Reihenfolge ausführen. 
x	 Kann einfache, vorstrukturierte Aufgaben folgerichtig erledigen. 
x	 Braucht ständige Anleitung und Strukturierungshilfen zur folgerichtigen Erledigung der 

Arbeiten. 



Technische Grundfertigkeiten 

Umgang mit technischen Geräten des Alltags und der Schule 
x	 Kann technisch anspruchsvolle Geräte (z.B. DVD-Rekorder, MP-3 Player, PC) 

selbstständig in allen Funktionen bedienen und warten. 
x	 Kann technisch anspruchsvolle Geräte in den gebräuchlichsten Funktionen bedienen. 
x	 Kann lebensbedeutsame technische Geräte (Telefon, Herd, Kaffeemaschine) bedienen 

und in ordnungsgemäßem Zustand halten. 
x	 Kann nur mit Hilfestellungen lebensbedeutsame technische Geräte bedienen. 

Umgang mit Werkzeugen und Geräten 
x	 Kann in jeder Situation passende Werkzeuge oder Geräte selbstständig auswählen und 

sachgerecht anwenden. 
x	 Kann in bekannten Situationen passende Werkzeuge und Geräte sachgerecht 

anwenden. 
x	 Kann in bekannten Situationen unter Anleitung sachgerecht mit Werkzeugen und 

Geräten umgehen. 
x	 Kann nur nach genauer Anweisung und unter Aufsicht oder mit Hilfestellung Werkzeuge 

verwenden. 

Verständnis für technische Zeichnungen und Skizzen 
x	 Kann komplexe dreidimensionale Zeichnungen in den verschiedensten Perspektiven 

selbstständig lesen und verstehen. 
x	 Kann zweidimensionale Zeichnungen und Skizzen in verschiedenen Perspektiven 

selbstständig lesen und verstehen. 
x	 Kann zweidimensionale Zeichnungen und Skizzen unter Anleitung lesen und verstehen. 
x	 Kann einfachste Zeichnungen und Skizzen nur unter Anleitung lesen und verstehen. 



Sprachlicher Lernbereich 

Sprachverständnis 
x	 Kann mündlich dargebotene Informationen auf einem hohen Sprachniveau 

(differenzierter Wortschatz und komplexe grammatikalische Strukturen) verstehen. 
x	 Kann mündlich dargebotene Informationen auf alltagssprachlichem Niveau verstehen. 
x	 Kann mündlich dargebotene Informationen mit einfachen Satzstrukturen und reduziertem 

Wortschatz verstehen. 
x	 Versteht einfache Wörter und einfachste Sätze (Zwei- und Dreiwortsätze). 

Mündliche Ausdrucksfähigkeit 
x	 Verfügt über einen differenzierten Wortschatz und kann auch komplexe Sachverhalte 

sprachlich exakt wiedergeben. 
x	 Verfügt über einen ausreichenden Wortschatz, um sich in Alltagssituationen sprachlich 

korrekt ausdrücken zu können. 
x	 Verfügt über einfache Satzstrukturen und einen eingeschränkten aktiven Wortschatz. 
x	 Verfügt über einen sehr geringen Wortschatz und spricht in fehlerhaften und 

unvollständigen Sätzen. 

Gesprächsverhalten 
x Hört interessiert zu und führt situationsangemesse Gespräche. 
x Kann zuhören und sich auf den Gesprächspartner beziehen. 
x Kann Gespräche nach Aufforderung angemessen führen. 
x Kann sich nicht auf den Gesprächspartner beziehen. 

Sinnverstehendes/ informierendes Lesen 
x	 Kann aus schwierigen Texten (Textlänge, Textinhalte, grammatikalische Strukturen) 

Informationen selbstständig entnehmen. 
x	 Kann aus einfachen Texten (Textlänge, Textinhalte, grammatikalische Strukturen) 

Informationen entnehmen. 
x	 Kann aus einfachen Texten (Textlänge, Textinhalte, grammatikalische Strukturen) 

Einzelheiten und Details entnehmen. 
x	 Kann einfache Sätze erlesen und verstehen. 



Schriftliche Ausdrucksfähigkeit 
x Kann sachlogische Texte schriftlich verfassen, gebraucht komplexe Satzmuster bei 

treffender Wortwahl. 
x Kann sachlogische Texte mit kurzen Sätzen und einfachem Wortschatz verfassen. 
x Kann einfache Texte aus kurzen Sätzen verfassen. 
x Kann Einzelsätze mit grammatikalischen Fehlern formulieren.  

Richtig schreiben 
x Kann Sätze und Texte richtig schreiben. 

x Kann Sätze und Texte mit wenigen Fehlern schreiben. 

x Kann Sätze sehr fehlerhaft aber noch sinnerhaltend schreiben. 

x Kann Sätze und Wörter abschreiben, richtiges Aufschreiben gelingt nicht. 


Umgang mit Formularen  
x Kann unbekannte Formulare verstehen und fehlerfrei ausfüllen. 

x Kann bekannte Formulare fehlerfrei ausfüllen. 

x Kann in bekannte Formulare eigene persönliche Daten eintragen. 

x Kann Daten in Formulare nach Vorlage übertragen. 




Mathematischer Lernbereich 

Arithmetik 

Zahlvorstellung/ Zahlenräume 

Natürliche Zahlen 
x	 Versteht den Aufbau des dezimalen Stellenwertsystems und weiß, dass die Position der 

Ziffer im Stellenwertsystem ihren Wert bestimmt. 
x	 Versteht den Aufbau des dezimalen Stellenwertsystems nicht und weiß nicht, dass die 

Position der Ziffer im Stellenwertsystem ihren Wert bestimmt. 

Bruchzahlen 

Gemeine Brüche 
x Hat eine Größenvorstellung von konkreten Brüchen (gebräuchliche Nenner) und kann 

mit diesen Größenbeziehungen beschreiben. 
x Hat keine Größenvorstellung von konkreten Brüchen (gebräuchliche Nenner) und 

kann keine Größenbeziehungen beschreiben. 

Dezimalbrüche 
x Versteht die Dezimalbruchschreibweise und weiß, dass die Position der Ziffer im 

Stellenwertsystem ihren Wert bestimmt. 
x Versteht Dezimalbruchschreibweise nicht und weiß nicht, dass die Position der Ziffer 

im Stellenwertsystem ihren Wert bestimmt. 

Rechenverfahren 

Kopfrechnen 
x	 Kann Additionen und Subtraktionen auch in höheren Zahlenräumen sowie 

Multiplikationen und Divisionen auch über das Kleine Einmaleins hinaus meist richtig 
lösen. 

x	 Kann Additionen und Subtraktionen sowie Multiplikationen und Divisionen im Zahlenraum 
bis 100 meist richtig lösen. 

x	 Beherrscht alle Einspluseinssätze (mit Ergebnis bis 20)  und alle Einmaleinsätze und 
deren Umkehrungen sicher. 

x	 Kann alle Einspluseinssätze (mit Ergebnis bis 20)  und alle Einmaleinsätze und deren 
Umkehrungen ausrechnen, hat diese aber noch nicht automatisiert. 



Überschlagendes Rechnen 
x	 Kann Rechenergebnisse durch Runden und Überschlagen auf ihre Plausibilität hin 

überprüfen und gegebenenfalls korrigieren. 
x	 Kann Ergebnisse einfacher Aufgaben durch Runden und Überschlagen auf ihre 

Plausibilität hin überprüfen und gegebenenfalls korrigieren. 
x	 Kann Ergebnisse einfacher Aufgaben durch Runden und Überschlagen nach 

Aufforderung auf ihre Plausibilität hin überprüfen und gegebenenfalls korrigieren. 
x	 Akzeptiert unrealistische Rechenergebnisse. 

Schriftliche Rechenverfahren 
x	 Hat ein vertieftes Verständnis von allen schriftlichen Normalverfahren (auch mit 

Dezimalzahlen) und gebraucht diese sicher und geläufig. Kann Operationen und deren 
Ergebnisse mit  Hilfe von Fachbegriffen beschreiben. 

x	 Hat ein vertieftes Verständnis von allen schriftlichen Normalverfahren (auch mit 
Dezimalzahlen) und gebraucht diese sicher. 

x	 Hat ein vertieftes Verständnis von der schriftlichen Addition und Subtraktion (auch mit 
Dezimalzahlen) und gebraucht diese sicher. 

x	 Löst einfache Additionen und Subtraktionen gelegentlich richtig. 

Umgang mit Taschenrechner 
x Kann den Taschenrechner zuverlässig bedienen. 
x Kann den Taschenrechner nicht zuverlässig einsetzen. 

Bruchrechnen 
x	 Kann Brüche sicher erweitern und kürzen, unechte Brüche in ganze oder gemischte 

Zahlen und in Dezimalbrüche umwandeln und umgekehrt. Führt Additionen/ 
Subtraktionen sowie Multiplikationen/ Divisionen mit gemeinen Brüchen und 
Dezimalbrüchen sicher durch. 

x	 Kann Brüche sicher erweitern und kürzen, unechte Brüche in ganze oder gemischte 
Zahlen und in Dezimalbrüche umwandeln und umgekehrt.  Führt Additionen und 
Subtraktionen mit gemeinen Brüchen und Dezimalbrüchen sicher durch.   

x	 Kann Additionen und Subtraktionen mit gleichnamigen Brüchen und Dezimalbrüchen 
durchführen.  

x	 Kann mit Brüchen mit gebräuchlichen Nennern handelnd operieren und die 
Dezimalbruchschreibweise zuordnen. 

Prozentrechnen 
x	 Kann auch komplexere Aufgaben der Prozentrechnung (vermehrte/ verminderte 

Grundwerte) und alle Grundaufgaben sicher berechnen sowie Prozentangaben in 
Diagrammen interpretieren.  

x	 Kann alle Grundaufgaben der Prozentrechnung sicher berechnen und Prozentangaben in 
ausgewählten Diagrammen interpretieren. 

x	 Hat einen Prozentbegriff (fasst Prozentsätze als Hundertstelbrüche auf), zeigt noch 
Unsicherheiten bei den Grundaufgaben der Prozentrechnung. 

x	 Hat noch keinen Prozentbegriff. 



Funktionen 

x	 Kann in einem Sachzusammenhang direkte oder indirekte Proportionalitäten (Dreisatz) 

erkennen und sicher berechnen. 
x	 Kann in einem Sachzusammenhang direkte Proportionalitäten (Dreisatz) erkennen und 

sicher berechnen. 
x	 Kann in einem Sachzusammenhang direkte Proportionalitäten (Zweisatz) erkennen und 

berechnen. 
x	 Kann in einem Sachzusammenhang keine Proportionalitäten erkennen. 

Formeln 
x Kann Formelsammlungen benutzen, Formeln umstellen und anwenden. 
x Kann Formelsammlungen benutzen und Formeln anwenden. 
x Kann Formelsammlungen nicht benutzen und Formeln nicht anwenden. 

Geometrie 

Räumliches Vorstellungsvermögen 
x	 Kann in der Vorstellung Einzelteile zusammengesetzter Körper und Flächen erkennen, 

diese zerlegen und zusammensetzen. 
x	 Kann mit Veranschaulichung Einzelteile zusammengesetzter Körper und Flächen 

erkennen, diese zerlegen und zusammensetzen. 
x	 Kann einfache Flächen und Körper richtig erkennen und benennen. 
x	 Kann einfache Flächen und Körper nicht richtig erkennen und benennen. 

Räumliche Objekte 
x	 Kann das Volumen zusammengesetzter Körper (bestehend aus Quader, Zylinder, Kegel) 

berechnen. 
x	 Kann das Volumen gängiger Körper (Quader, Zylinder, Kegel) berechnen. 
x	 Kann das Volumen gängiger Körper (Quader, Zylinder, Kegel) nicht selbstständig 

berechnen. 

Ebene Figuren 
x	 Kann den Inhalt und Umfang zusammengesetzter Flächen (bestehend aus Dreieck, 

Rechteck, Kreis) berechnen. 
x	 Kann den Inhalt und Umfang gängiger Flächen (Dreieck, Rechteck, Kreis) berechen. 
x	 Kann die Berechnung von Inhalt und Umfang gängiger Flächen nicht unterscheiden und 

das zutreffende Rechenverfahren nicht selbstständig anwenden. 



Sachbezogene Mathematik 

Größen und Maßeinheiten 
x	 Hat eine gesicherte Vorstellung von allen Größen und Maßeinheiten und kann diese 

situationsbezogen richtig gebrauchen und umrechnen. 
x	 Hat eine gesicherte Vorstellung der gängigsten Größen  (Geldwerte, Zeitspannen, 

Längen, Flächen, Gewichte/Massen) und Maßeinheiten  und kann diese 
situationsbezogen richtig gebrauchen. 

x	 Hat eine Vorstellung der gängigsten Größen und Maßeinheiten und kann diese mit Hilfe 
situationsbezogen richtig gebrauchen. 

x	 Hat kaum eine Vorstellung der gängigsten Größen und Maßeinheiten und kann diese 
auch mit Hilfe nicht oder nur sehr unzureichend situationsbezogen gebrauchen. 

Sachrechnen 
x	 Kann aus Tabellen, Schaubildern, Zeit- und Streckenplänen, Texten, usw. Informationen 

selbstständig entnehmen, diese mathematisch aufbereiten, auch komplexe 
Aufgabenstellungen rechnerisch bewältigen und Ergebnisse situationsspezifisch 
interpretieren. 

x	 Kann aus Tabellen, Schaubildern, Zeit- und Streckenplänen, Texten, usw. Informationen 
selbstständig entnehmen, diese mathematisch aufbereiten, einfache Aufgabenstellungen 
rechnerisch bewältigen und Ergebnisse situationsspezifisch interpretieren. 

x	 Benötigt Strukturierungshilfen um aus Tabellen, Schaubildern, Zeit- und Streckenplänen, 
Texten, usw. Informationen entnehmen zu können. Bewältigt einfache 
Aufgabenstellungen und kann die Ergebnisse mit Hilfe situationsspezifisch interpretieren. 





§ 15 VSO-F 

Ein kompetenzorientiertes Instrument zur Erstellung eines 
„Zusammenfassenden Lern- und Leistungsberichts“ und des 
„Sonderpädagogischen Gutachtens“ nach § 15 VSO-F 

Ordner und Dateien … 
Im Ordner „§ 15 VSO-F“ finden Sie das Programm „§ 15 VSO-F.EXE“ mit den 
zugehörigen Dateien. Dieser Ordner muss auf ein beschreibbares Medium kopiert 
werden, der Betrieb von CD/DVD ist nicht möglich. 

Will man den Bestimmungen des Personendatenschutzes im Besonderen gerecht werden, 
wird empfohlen, diesen Ordner mit dem gesamten Inhalt auf einen Memory-Stick zu 
kopieren. Das Programm kann dann an jedem Rechner, ohne vorherige Installation vom 
Stick aus betrieben werden, ohne irgendwelche Spuren auf dem verwendeten 
Arbeitsplatz zurückzulassen. 

Mit der Arbeit beginnen … 
Nach dem Start des Programm „§ 15 VSO–F.EXE“ durch Doppelklick oder über den 
Öffnen/ Ausführen - Dialog werden eine Spalte mit den schülerbezogenen Daten sowie 
die Gesamtübersicht aller erfassten berufsrelevanten Kompetenzen dargestellt.  

Neu / Ändern / 
Entfernen 

Schülerdaten 

Schülerliste 

Kompetenz­
bereiche 

Klassenliste 

In einem ersten, einmaligen Arbeitsschritt sind die Schülerinnen und Schüler mit Namen, 
Vornamen, Klassenzugehörigkeit und Geburtsdatum zu erfassen, wobei neue Schüler 
jederzeit ergänzt werden können. 
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Durch einen Klick auf  oder durch Drücken der Taste >n< wird der  

Eingabedialog geöffnet. 

Mit der >Tab<-Taste oder durch Klick mit der linken Maustaste aktivieren Sie die 

verschiedenen Eingabefelder, durch einen Klick auf  beenden Sie die Eingabe, 
sofern wenigstens der Familienname und die Klassenbezeichnung angegeben ist.  
Der neue Schülername wird automatisch gespeichert und der jeweiligen Klasse 
zugeordnet. 

Schülerdaten aus WINSV exportieren … 

Um die Eingabe der Schülerdaten zu erleichtern und Eingabefehler zu verhindern, ist in 

„§15 VSO–F“ eine Schnittstelle zum Schülerverwaltungsprogramm WINSV implementiert. 

Aus WINSV exportierte Daten können in „§15 VSO–F“ eingelesen werden. 

Für den Export über die Zwischenablage wird in WINSV der Menüpunkt 

„Auswertungen/Definierbare Listen“ angewählt.
 

2 



Relevante Einstellungen sind hier nur unter „Sortierung“ die Anwahl von 
„Klasse/../Name“ und unten „Export für andere Programme“, worauf der Button 
„Exportoptionen“ angewählt werden kann. 

Der Reihe nach werden statt dem schon vormarkierten Familiennamen die gewünschten 

Datenfelder, also „Klasse“, „nur Familienname“, „Rufname“, „Geburtsdatum“ markiert.  


Für den Export über die Zwischenablage in einen Editor sind im unteren Teil des Fensters 

weitere Einstellungen vorzunehmen: 


Feldtrennzeichen =  „Komma(,)“ 

Felder einschließen in: = „keine Zeichen“ 


Weitere Exportoptionen dürfen nicht angewählt sein. 


Über den Button „OK“ ( ganz unten links) wird die Einstellung der Exportoptionen 

abgeschlossen. Der Bildschirm zeigt wieder das vorherige Fenster „Definierbare Listen 

(Schüler)“. 


Hier ist nun unter „Druckparameter“ (rechts, eher oben) „Zwischenablage“ als die so 

genannte Ausgabeeinheit angegeben.
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Im Fenster „Klassen“ kann die gewünschte Klasse ausgewählt werden, bei gedrückt 
gehaltener STRG-Taste auch mehrere oder alle Klassen ausgewählt werden.  
Der Export in die Zwischenablage erfolgt jetzt über den grünfarbigen Button „Listen 
drucken“  (rechter Rand). 

Nun ist der Windows-Editor oder ein Textverarbeitungsprogramm zu starten. Befindet 
sich der Cursor in der ersten Zeile links wird über das Menü „Bearbeiten/Einfügen“ der 
Inhalt der Zwischenablage eingefügt. 

Die Schülerdaten müssen in folgender Schreibweise zu lesen sein: 

8d,Beerwanger,Peter,12.12.1992 
8d,Holler,Heidi,23.11.1991 
8d,Benig,Dora,24.12.1992 
8d,Hacker,Ursula,22.03.1992 
8d,Hauner,Maike,12.04.1992 
8d,Huber,Maria,12.04.1992 
8d,Meier,Anna,12.04.1991 

Diese Datei muss im TXT-Format unter dem Namen „Schüler.txt“ in dem Ordner 
gespeichert werden, in dem sich die Programmdatei „§ 15 VSO–F.EXE“ befindet. 

Schülerdaten in § 15 VSO–F importieren … 

Wurde eine TXT-Datei, wie oben beschrieben aus WINSV exportiert und unter dem 
Namen „Schüler.txt“ im Programmordner gespeichert, kann diese in  
„§ 15 VSO–F“ importiert werden.  

Die Datei muss unbedingt im oben definierten Format vorliegen, wird ein anderes 
Dateiformat geladen, kann dies Fehler in der Datenbank verursachen, für die nicht 
gehaftet werden kann. 

Über den Pfeil-Button  werden die Datensätze importiert. 

Einen Schüler auswählen … 

Bestimmen Sie in der Klassenübersicht durch Mausklick eine Klasse, finden Sie in der 
Schülerübersicht alle eingegebenen Namen, aus denen Sie wiederum durch Mausklick 
den gewünschten Schüler auswählen können. 
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Schülerdaten ändern … 

Über den Button  wird der Änderungsdialog aufgerufen in dem alle Schülerdaten 
abgeändert werden können. Werden Änderungen in der Klassenbezeichnung 
vorgenommen, besteht die Möglichkeit, nach Eingabe einer Bestätigung diese Änderung 
auf alle Schüler der Klasse zu beziehen. So kann sehr einfach ein Jahrgang in den 
darauffolgenden Jahrgang überführt werden. 

Schülerdaten löschen … 

Über den Button   wird der Löschdialog aufgerufen in dem die Daten des aktuell 
angewählten Schülers, nach Eingabe einer Bestätigung auch alle Schüler der aktuellen 
Klasse gelöscht werden können. 

Kompetenzen beschreiben … 

Ist ein Schüler ausgewählt, die persönlichen Daten werden angezeigt, kann eine Auswahl 
der Kompetenzbeschreibungen vorgenommen werden. 

In der Hauptübersicht sind 49 Kompetenzbereiche aufgeführt, mit Mausklick wird die 
Übersicht der jeweils vorhandenen Beschreibungen der Kompetenzstufen aufgerufen. 
Die zutreffende Beschreibung wird durch Mausklick gewählt, der Dialog wird verlassen. 
Daraufhin erscheint der bearbeitete Kompetenzbereich als bearbeitet grün eingefärbt. 
Bei erneuter Anwahl eines bearbeiteten Kompetenzbereichs ist die ursprünglich 
ausgewählte Stufe grün hinterlegt, diese kann durch Klick bestätigt, eine andere kann 

ausgewählt, eine bestehende Auswahl über  gelöscht werden. 

Einen zusammenfassenden Lern- und Leistungsbericht erstellen … 

Sind alle Kompetenzbeschreibungen vorgenommen und auf dem aktuellen Stand 
gehalten, ist die Erstellung eines Berichts „auf Knopfdruck“ möglich. 

Nach dem Klick auf  öffnet sich die Textverarbeitung Word, bzw. das 
Textverarbeitungsprogramm, welches mit dem RTF-Format verknüpft ist. 

Dort kann im wohlbedachten Einzelfall der vorformulierte Standardtext geändert werden, 
um das Profil wirklich jeden Schülers passgenau und zutreffend abzubilden. Die Text-
Dateien werden vom Programm im Ordner „Texte“ im Programmordner gespeichert. Sie 
können nach der Bearbeitung mit „Datei“ -> „Speichern unter …“ in jedem gewünschten 
Pfad abgelegt werden. 

Sollte sich ausnahmsweise kein Textverarbeitungsprogramm aufrufen lassen, müssen Sie 
die RTF-Datei mit einem geeigneten Programm manuell verknüpfen. Ein Klick mit der 
rechten Maustaste auf die im Programmordner vorhandene Datei „vorlage_gutachten.rtf“ 
öffnet das Kontextmenü. Dort wird über „Öffnen mit …“ -> „Programm auswählen“ und 
Anwählen von „Programmtyp immer mit dem ausgewählten Programm öffnen“ eine 
Verknüpfung angelegt. 
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Ein sonderpädagogisches Gutachten erstellen … 

Das Sonderpädagogische Gutachten nach § 15 Abs. 2 VSO-F besteht aus den 
zusammenfassenden Kompetenzbeschreibungen sowie einer Seite zusammenfassender 
Beurteilung mit den Aussagen zur beruflichen Eingliederung. 

Die Anwahl über  öffnet einen Dialog um diese Aussagen festzulegen. 

In Absprache mit der Bundesagentur für Arbeit stehen fünf Grundaussagen zur Auswahl.  
In Abhängigkeit von der jeweils getroffenen Grundaussage bieten sich unterschiedliche 
Eingliederungsmaßnahmen und verschieden schulische Lernorte zur Empfehlung an. 

Die Formulierungen können bereits im Auswahldialog ergänzt werden, sollen ansonsten 
aber in der Standardformulierung belassen bleiben um leichte Lesbarkeit für alle Partner 
zu gewährleisten. 

Sich über Aspekte beruflicher Eingliederung informieren … 

Über  wird bei bestehender Internetverbindung das Informationsportal 
„Berufliche Eingliederung“ geöffnet, wo stets aktualisierte Informationen zu den 
bestehenden Möglichkeiten der beruflichen Eingliederung und weitere Hinweise zu 
erhalten sind. 

Dort wird auch der Support für das Programm „§ 15 VSO-F“ geleistet. 

Die Ausdrucke anpassen … 

Soll der Bericht bzw. das Gutachten mit schulspezifischen Angaben, wie Logo, 
Schuladresse usw., ergänzt werden, können die beiden Dateien „vorlage_bericht.rtf“ bzw. 
„vorlage_gutachten.rtf“ im Programmordner in jeder Textverarbeitung individuell 
angepasst werden. 

Bei der Anpassung ist unbedingt darauf zu achten, dass die bestehenden Titel der 
Kompetenzbereiche und die Platzhalter für die individuellen Texte, die an der 
Schreibweise %xyz% zu erkennen sind, unverändert erhalten bleiben. 
Nach Abschluss der Arbeiten sind die Dateien wieder unter gleichem Namen im RTF-
Format im Programmordner zu speichern.  

Download 

Das Programm Sonderpädagogisches Gutachten § 15 VSO-F steht unter folgender 
Internet-Adresse zum Download zur Verfügung: 
www.lehrerfortbildung-online.de/beruf 
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Bayerisches Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus 

Bundesagentur für Arbeit 
Regionaldirektion Bayern 

Konzept: Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen in Kooperation 
mit Berufsschulen zur sonderpädagogischen Förderung (BvB) 

1. Vorbemerkung: 

In allen Regierungsbezirken wurden in der Vergangenheit äußerst wirksame Formen 
der Eingliederung für Schulabgänger der Volksschulen zur sonderpädagogischen 
Förderung in die Arbeitswelt praktiziert. Grundlage hierfür waren das Konzept der 
Förderlehrgänge, die von der Bundesanstalt für Arbeit finanziert und von kompeten­
ten Trägern (z.B. von den Handwerkskammern, den Kommunen, den Bezirken und 
freien Trägern) in Kooperation mit den Berufsschulen zur sonderpädagogischen 
Förderung im Dialog gestaltet wurden. 

Das neue Fachkonzept für Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen der Bundes­
agentur für Arbeit schafft neue Strukturen. Ihre möglichst bedarfsorientierte inhaltli­
che Ausgestaltung ist ein Anliegen der Volks- und Berufsschulen zur sonderpädago­
gischen Förderung, aber auch Elternvertreter, Maßnahmeträger und der Regierun­
gen. 

Die Agentur für Arbeit, die von ihr beauftragten Maßnahmeträger und die Berufsschu­
len zur sonderpädagogischen Förderung sind herausgefordert, ihre besondere Ver­
antwortung wahrzunehmen, wenn es darum geht, junge Menschen mit Behinderun­
gen auf die Einmündung ins Berufsleben vorzubereiten. Mit dem Ziel der bestmögli­
chen Nutzung fachlicher und ökonomischer Ressourcen erscheint es unverzichtbar, 
dass die genannten Institutionen auf der Grundlage des Fachkonzeptes so eng wie 
möglich zusammenarbeiten. 

Um dies zu erreichen, soll unter besonderer Berücksichtigung der gewachsenen 
Strukturen in den einzelnen Regierungsbezirken folgendes Konzept zugrunde gelegt 
werden: 

2. Zielgruppe: 

Das Konzept ist auf Jugendliche mit Behinderungen / sonderpädagogischem Förder­
bedarf ausgerichtet, die ihre allgemeine Schulpflicht an Sonderpädagogischen För­
derzentren erfüllen und dort einen Abschluss auf Basis des Lehrplans für den För­
derschwerpunkt Lernen erworben haben, jedoch aufgrund ihres sonderpädagogi­
schen Förderbedarfs im Sinne einer Behinderung weder einen Ausbildungsplatz 
noch eine Arbeitsstelle besitzen. 



- 2 ­

Zur Zielgruppe zählen auch diejenigen jungen Menschen, die aus den gleichen 
Gründen eine begonnene Ausbildung oder Arbeitsaufnahme vor Ablauf der Probezeit 
abbrechen müssen. 

3. Akzentsetzungen des Konzepts: 

In Ergänzung der Ziele des „neuen Fachkonzeptes“ der Agentur für Arbeit für berufs­
vorbereitende Bildungsmaßnahmen (BvB) werden folgende Akzentsetzungen für 
notwendig angesehen: 

-	 Hoher Anteil betrieblicher bzw. betriebsnaher Qualifizierungsangebote 

- Verbesserung der allgemeinen Grundlagen und beruflichen Grundfertigkeiten 
durch eine enge Zusammenarbeit zwischen beruflicher Schule zur sonderpä­
dagogischen Förderung und BvB-Maßnahme des Maßnahmeträgers. 

- Entwicklung und Ausbau von berufsübergreifenden Schlüsselkompetenzen als 
Grundvoraussetzung für jede berufliche Integration 

- Einbindung der Berufsschulen zur sonderpädagogischen Förderung in die 
Verantwortung für eine bestmögliche Qualifizierung 

- Auf die Zielgruppe abgestimmtes Förderkonzept, das Individualisierung er­
möglicht und den Unterschieden im Förderbedarf der Jugendlichen Rechnung 
trägt 

o	 Möglichkeit des Erwerbs beruflicher Grundfertigkeiten in Betrieben der 
freien Wirtschaft für bereits betriebsreife Jugendliche 

o	 Möglichkeit der überbetrieblichen Qualifizierung in geeigneten Werk­
stätten des Maßnahmeträgers im Sinne einer intensiven Betreuung 
noch nicht betriebsreifer Jugendlicher mit besonderem Rehabilitations­
bedarf 

-	 Qualitative und quantitative Intensivierung des schulischen Angebotes 

o	 Erwerb der Berechtigungen des einfachen Hauptschulabschlusses bei 
entsprechender Leistung 

o	 Erfüllung der Berufsschulpflicht und damit Verbesserung der Eingliede­
rungschancen in die Arbeitswelt 

-	 Durchlässigkeit von Berufsfeld zu Berufsfeld 
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4. Eckpunkte eines Organisationsrahmens: 


Es wird angestrebt, die von der Agentur für Arbeit bereitgestellten Ressourcen mit 
denen der Berufsschule zur sonderpädagogischen Förderung so aufeinander ab­
zustimmen, dass einerseits Synergieeffekte entstehen und andererseits ein in 
sich geschlossenes Förderangebot entsteht. 

Die Maßnahme könnte wie folgt organisiert werden: 

o	 Drei Tage oder vier Tage pro Woche: betriebliche Praxis  
x in Betrieben der heimischen Wirtschaft (für bereits betriebsreife 

Jugendliche) 
x	 in Werkstätten geeigneter Maßnahmeträger (für noch nicht be­

triebsreife Jugendliche) 

o	 Ein oder zwei Tage pro Woche Unterricht an der Berufsschule zur son­
derpädagogischen Förderung im Rahmen der dafür vorgesehenen 
Klassenbildung und Personalversorgung 

o	 Maßnahmebegleitung durch die Beratungsfachkraft der AfA in enger 
Abstimmung und Koordinierung zwischen Schule und Maßnahmeträger  

o	 Eignungsanalyse und Qualifizierungsplan durch fachliche Mitarbeiter 
des Trägers unter starker Berücksichtigung der bereits vorhandenen 
diagnostischen Ergebnisse aus den Sonderpädagogischen Förderzent­
ren (soweit die Erziehungsberechtigten zustimmen), der Empfehlung 
des PD der AfA in Ergänzung mit eigenen zielgerichteten Beobachtun­
gen und eventuell notwendiger Testverfahren und ggf. durch Einbin­
dung der Lehrkräfte der Förderberufsschule. 

5. Allgemeine Grundsätze der Durchführung 

Wesentlich erscheint, dass in den BvB ein breit gefächertes Feld berufspraktischer 
Erprobungs- und Betätigungsmöglichkeiten vorgehalten wird, um den individuellen 
Neigungen, dem individuellen Können und dem individuellen Entwicklungsstand ei­
nerseits sowie dem besonderen Förderbedarf jedes einzelnen Jugendlichen ande­
rerseits entsprochen werden kann. 

Daneben ist es unverzichtbar, dass ein qualifizierter Berufsschulunterricht die Anfor­
derungen aus der beruflichen Praxis wirkungsvoll aufarbeitet. 

Die Gestaltung der BvB entspricht in seinem Grundanliegen voll dem Fachkonzept 
der Bundesagentur. Es sollte jedoch wie folgt gestaltet werden: 
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5.1 Angebotsstruktur des „BvB“ 

E 
A 

Grundstufe 
(Berufsor ient ierung,  

Berufswahl )  

max .  6  Mona te  

Förderstufe 
(beruf l iche Grundfer t ig­
ke i ten,  arbei tsp latzbe­
zogene Einarbei tung)  

3  bzw.  5  Mona te  

Ausbildung 

Arbeits­
stelle 

(we i  te  re  Angebo te )  

Kunde 
(Abgänger 

der 
Förderzentren) 

EA = Eignungsanalyse (mit Orient ierungsprakt ikum) 

5.2 Maßnahmedauer 

Grund- und Förderstufe sind in der Regel auf insgesamt 11 Monate, von September 
bis Ende Juli angelegt. Dies ist aus folgenden Gründen unumgänglich: 

- Die Aufnahme einer einfachen Arbeitnehmertätigkeit ist in aller Regel nur nach 
der Erfüllung der Berufsschulpflicht möglich. 

- Das Erlangen der Berufsschulfreiheit und die Anerkennung eines möglichen 
Hauptschulabschlusses setzt die Absolvierung eines ganzen Schuljahres vor­
aus. 

- Der Einstieg in ein Ausbildungsverhältnis während des Ausbildungsjahres 
muss hinsichtlich der Besonderheit der Zielgruppe als unrealistisch angesehen 
werden. 

Bei vorzeitiger Einmündung in das Erwerbsleben kann die kooperative BvB jederzeit 
abgebrochen werden. 

5.3 Maßnahmeverlauf 

1. Die Abgänger der Sonderpädagogischen Förderzentren, soweit sie keinen 
Ausbildungs- oder Arbeitsplatz oder BVJ-Platz besitzen, werden durch die Be­
ratungsfachkraft der AfA einem Maßnahmeträger zugewiesen, der daraufhin 
den Qualifizierungsprozess steuert - ebenso meldet sich der Jugendliche bei 
einer Berufsschule zur sonderpädagogischen Förderung an. Dies ist möglich 
auf der Grundlage 
x der Erkenntnisse der abgebenden Schule (diagnostische Verfahren, geziel­

te Beobachtung im Unterricht, Erfahrungen aus den bisherigen Praktika),  
x der Ergebnissen des PD der AfA und 



x 
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der Berufswünsche des Jugendlichen 
Dabei ist zu beachten, ob der Jugendliche zu einem Praktikum in der heimi­
schen Wirtschaft fähig ist oder seine betriebliche Praxis voraussichtlich in ei­
ner Werkstätte des Trägers absolvieren wird. 

Diese Eingangsklassen sind berufsfeldmäßig noch offen. Es könnten je nach 
den örtlichen Gegebenheiten z.B. folgende Berufsfelder angeboten werden: 

Metall, Holz, Farbe, Verkauf, Wirtschaft/Verwaltung, Körperpflege, 
Hauswirtschaft, Nahrung, Gastronomie, Garten- und Landschaftsbau 

Die Maßnahme beginnt für alle Jugendliche mit dem Schulbeginn im Septem­
ber. 

2. Eignungsanalyse 

Für die Eignungsanalyse seitens des Maßnahmeträgers werden - mit Zustim­
mung der Erziehungsberechtigten  bzw. der volljährigen Schüler - bisherige 
diagnostische Erkenntnisse der abgebenden Schulen und der AfA genutzt. 
Nachdem jeder Maßnahmeteilnehmer einer Eingangsklasse zugeordnet ist, 
erstellen Maßnahmeträger und Schule im Dialog eine Anamnese des Erzie­
hungshintergrundes. Der Maßnahmeträger stellt die erforderlichen Kontakte 
her und weist die Jugendlichen ihren Praktikumsstellen für ein Orientierungs­
praktikum zu, das mindestens zwei Wochen dauert. 

Die Rückmeldungen aus den zweiwöchigen Praktika, die Erfahrungen des 
bisherigen Berufsschulunterrichts und eventuell noch zusätzlich durchgeführte 
Tests schließen die Eignungsanalyse ab. 

Der Klassenleiter der jeweiligen Eingangsklasse der Berufsschule zur sonder­
pädagogischen Förderung erstellt zusammen mit dem zuständigen Mitarbeiter 
des Maßnahmeträgers für jeden einzelnen Schüler einen schriftlichen Bericht 
zur Eignungsanalyse, der ein Stärken-/Schwächen-Profil des Jugendlichen 
aufzeigt. 

3. Grundstufe 

Ziel dieser Stufe ist die Herausbildung und Festigung von persönlichen Fähig­
keiten, Fertigkeiten und Schlüsselkompetenzen. Sie soll die notwendige Moti­
vation bewirken, die zur Aufnahme einer Ausbildung oder einer anderen beruf­
lichen Tätigkeit befähigen. 

Kernelemente sind Berufsorientierung und Berufswahl. Dies wird ermöglicht 
durch weitere Praktika, die eine fundierte Berufswahl ermöglichen. 
Die Grundstufe endet sobald die Berufswahl getroffen ist, spätestens nach 6 
Monaten (incl. Dauer der EA!) 
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4. Förderstufe 

Ziel der Förderstufe ist der Erwerb einfacher beruflicher Grundfertigkeiten, die 
entweder die Chancen für den Erfolg einer anschließenden Ausbildung oder 
für die Aufnahme einer einfachen Arbeitnehmertätigkeit verbessern. 
Berufliche Grundfertigkeiten werden sowohl in der beruflichen Realität durch 
Langzeitpraktika (an drei Wochentagen), als auch im allgemeinbildenden und 
fachlichen Unterricht der Berufsschule zur sonderpädagogischen Förderung 
(zwei Wochentage) erworben. 

Für Teilnehmer mit erhöhtem Förderbedarf (noch nicht betriebsreif) ist die 
Förderstufe gekennzeichnet durch 
x eine besonders intensive Bildungsbegleitung, 
x überbetriebliche Unterweisung, 
x durch betriebliche Praktika, die den Übergang ins reale Berufsleben 

anbahnen sollen und 
x durch einen zweitägigen Berufsschulunterricht, der eng mit der überbe­

trieblichen Unterweisung verknüpft sein muss. 

5. Übergangsqualifizierung 

Falls der Übergang in betriebliche Ausbildung oder Arbeit nicht gelingt und die 
Ausbildungs- und Arbeitsmarktchancen des Jugendlichen durch die weitere 
Förderung seiner beruflichen Handlungsfähigkeit erhöht werden sollen, kann
der Jugendliche in eine Übergangsqualifizierung einmünden.
Sie endet, sobald ein Übergang in Ausbildung oder Arbeit möglich ist. Die Ge­
samtmaßnahmedauer darf hierbei nicht überschritten werden. 

6. Zuständigkeiten - Information 

Die Verantwortung für die BvB liegt gemeinsam beim Träger der BvB, der Arbeits­
agentur vor Ort und der Berufsschule. 

Die AfA ist zeitnah über den Maßnahmeverlauf zu informieren. Dies geschieht durch: 

- Erstellung einer Eignungsanalyse, Erarbeiten eines Qualifizierungsplans in 
Absprache mit den Teilnehmern und der Beratungskraft der AfA 

- Kontrolle und Dokumentation des Qualifizierungsverlaufs innerhalb des Schul­
jahres 

- Dokumentation des Eingliederungserfolges 

7. Maßnahmeträger 

Seitens der AfA wird im Rahmen der Ausschreibung geprüft, welche Träger in den 
einzelnen Regierungsbezirken vorhanden sind, die in der Lage sind, in Kooperation 
mit den Berufsschulen zur sonderpädagogischen Förderung das beschriebene Kon­
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Duales System 
4. Jahr der Ausbildung

 = 3. Ausbildungsjahr 
Vollausbildungsberuf 

Berufsabschlussprüfung der Kammern für Voll-Ausbildungsberufe 

BvB = Berufsvorbereitende 
   Bildungsmaßnahme 

Maßnahme der Arbeitsverwaltung 

JoA 1. Schuljahr 

- JoA mit Maßnahme  
   der Arbeitsagentur 

- JoA mit ungelernter  
   Arbeit im Betrieb 
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Förderschwerpunkt 
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Werkstatt 
für 
behinderte 
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- JoA mit …  
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- JoA ohne … 

Duales System 

4. Ausbildungsjahr 

Berufsabschlussprüfung für besonders geregelte Berufe 
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- JoA mit …  
- JoA mit … 
- JoA ohne … 
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in Vollberuf § 4 BBiG bzw. § 25 HwO 
und 
in besonders geregeltem Beruf 
nach § 66 BBiG bzw. § 42m HwO 

Maßnahmen der Arbeitsagentur 
+ BaE 
+ sonst. Reha 
+ BBW /   BAW 

Berufsausbildung in außer­
betrieblichen Einrichtungen 

oder Berufsgrundschuljahr 

noch nicht ausbildungsreife Jugendliche 

Anschlussmöglichkeiten für eine berufliche Bildung für Jugendliche mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf 





Berufsberatung an Förderschulen 


Durch die VSO-F ist der Sonderschullehrer dazu aufgefordert, in Absprache mit dem 

Berufsberater eine Empfehlung über den nachfolgenden Lernort auszusprechen 

(§ 15 Abs. 2 Satz 2 VSO-F). Eine fundierte und konsensfähige Beurteilung eines je­

den Schülers ist notwendige Grundlage für die Entscheidung über einen individuell 

angemessenen beruflichen Bildungsgang. Hierfür ist es unverzichtbar, dass der Son­

derschullehrer in enger Kooperation und in fachlichem Dialog mit dem Berufsberater 

steht. Es ist anzustreben, dass im Sonderpädagogischen Gutachten (nach § 15 Abs. 

2 VSO-F) eine übereinstimmende Einschätzung erzielt wird im Hinblick auf berufliche 

Möglichkeiten bzw. vorhandene Förderbedürfnisse einschließlich notwendiger Maß­

nahmen der beruflichen Eingliederung. 
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Vereinbarung über Richtlinien für die Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung 
in Bayern 

Auf der Grundlage der von der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik 
Deutschland und der Bundesagentur für Arbeit am 15. Oktober 2004 beschlossenen Rahmenvereinbarung über 
die Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung sind zwischen dem Bayerischen Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus, dem Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen und 
der Bundesagentur für Arbeit, vertreten durch den Vorsitzenden der Geschäftsführung der Regionaldirektion 
Bayern der Bundesagentur für Arbeit, folgende Richtlinien für die Zusammenarbeit von Schule und Berufsbe­
ratung vereinbart worden, die hiermit bekannt gegeben werden: 

A. Grundsätze 

1. Allgemeine und berufliche Bildung, Schule, Betrieb und Beruf, Gesellschaft und Wirtschaft stehen in en­
gem Bezug zueinander. Daraus ergibt sich für Schule und Berufsberatung die Notwendigkeit der Zusam­
menarbeit. Die Zusammenarbeit der beiden Hauptakteure Schule und Bundesagentur für Arbeit hat im 
Arbeitsfeld der Berufsberatung eine lange Tradition. Durch die Veränderungen in Gesellschaft und Ar­
beitswelt wird es zunehmend erforderlich, eng mit der Jugendhilfe, insbesondere mit den Trägern der Ju­
gendsozialarbeit an Schulen und der Berufsbezogenen Jugendhilfe zusammenzuarbeiten. Dies wurde in 
den Beschlüssen der Jugendministerkonferenz und der Kultusministerkonferenz über die Zusammenar­
beit von Schule und Jugendhilfe vom 13./14. Mai 2004 und 3./4. Juni 2005 festgelegt. 

Bei der gemeinsamen Aufgabenstellung wird der Gleichstellung der Geschlechter, dem besonderen För­
derbedarf von benachteiligten Jugendlichen, von jungen Menschen mit Behinderung und von Jugendli­
chen mit Migrationshintergrund eine große Bedeutung beigemessen. Vor dem Hintergrund deutlich ver­
änderter Rahmenbedingungen der Berufswahl und des Übergangs von der Schule in den Beruf soll die 
Einbeziehung der Wirtschaft und weiterer regionaler Akteure beibehalten und ausgebaut werden. 

2. Ziel des Zusammenwirkens ist es, den jungen Menschen zu befähigen, sein Grundrecht auf freie Wahl von 
Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte bewusst wahrzunehmen sowie eine selbstständige und eigen­
verantwortliche Berufswahl zu treffen. Grundlage hierfür ist die Vermittlung von Berufswahl- und Ent­
scheidungskompetenzen sowie eines vertieften Einblicks in die Welt der Berufe, in berufliche Anforde­
rungsprofile und in das aktuelle regionale und überregionale Ausbildungs- und Arbeitsmarktangebot. 
Ziel ist es weiterhin, allen jungen Menschen einen Schulabschluss zu ermöglichen. Gleichzeitig müssen – 
zur Vermeidung von nachschulischem Förderbedarf und von hohen Integrationskosten für die Gesell­
schaft und den Einzelnen – den jungen Menschen die Notwendigkeit von lebensbegleitendem Lernen und 
beruflicher, regionaler, teilweiser transnationaler Mobilität transparent gemacht sowie die gestiegenen 
Qualifikationsanforderungen des Beschäftigungssystems verdeutlicht werden. 

3. Die gemeinsame Berufswahlvorbereitung von Schule, Berufsberatung, Wirtschaft und weiteren regiona­
len Akteuren muss frühzeitig einsetzen, in der Regel zwei Jahre vor der Schulentlassung, um junge Men­
schen zu befähigen, am Ende ihrer Schullaufbahn eigenverantwortlich und selbstbestimmt eine tragfähi­
ge Berufswahlentscheidung zu fällen. Die Arbeit baut auf der im Laufe der gesamten Schulzeit geleisteten 
fächerübergreifenden und fachspezifischen berufswahlrelevanten Vorbereitung auf. 

4. Eine wirkungsvolle Zusammenarbeit bedarf auf allen Ebenen des steten Austausches von Informationen 
über Angelegenheiten von gemeinsamem Belang. Das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus, das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen und die Re­
gionaldirektion Bayern der Bundesagentur für Arbeit unterrichten sich gegenseitig über Angelegenheiten 
von gemeinsamem Interesse und ihre Erfahrungen mit der Umsetzung dieser Vereinbarung. Als Forum 
hierfür dient unter anderem der „Arbeitskreis der Bayerischen Staatsregierung und der Regionaldirektion 
Bayern der Bundesagentur für Arbeit“. Bei Regelungen von grundsätzlich gemeinsamer Bedeutung stre­
ben sie eine rechtzeitige Abstimmung an. Entsprechende Bekanntmachungen bzw. Dienstanweisungen 
werden ausgetauscht. 

Der Aufbau von regionalen Netzwerken aller Akteure des Betätigungsfelds „Berufswahlvorbereitung“ 
(z.B. Schule, Hochschule, Berufsberatung, Wirtschaft, Kammern, Sozialpartner, Einrichtungen und Diens­
te der Kinder- und Jugendhilfe, Träger nach dem SGB II) ist zu betreiben. Ansprechpartner hierfür sind 
seitens der Schule die Beratungslehrkräfte und die Schulberatungsstellen, von Seiten der Berufsberatung 
die örtlichen Agenturen für Arbeit. 

Zur Erweiterung des Angebots an Ausbildungsmöglichkeiten erarbeitet die Berufsberatung mit den regio­
nalen Partnern am Ausbildungsmarkt Ansätze und Konzepte, z.B. zu Verbundausbildungen. Dabei steht 
unter anderem die gezielte Gewinnung von Ausbildungsplätzen in Berufen im Vordergrund, in denen es 
einen besonders großen Bedarf an qualifizierten Kräften gibt und zukünftig geben wird. 

B. Aufgaben der Berufsberatung in der Zusammenarbeit mit der Schule 

1. Berufsberatung und Vermittlung in berufliche Ausbildungs- und Arbeitsstellen werden nach dem So­
zialgesetzbuch (SGB) Drittes Buch (III) – Arbeitsförderung – durch die örtlichen Agenturen für Arbeit der 
Bundesagentur für Arbeit angeboten. Für junge Menschen aus Bedarfsgemeinschaften nach dem Sozi­
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algesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) – Grundsicherung für Arbeitsuchende – ist nach § 22 Abs. 4 SGB III 
und § 16 Abs. 1 SGB II Sorge zu tragen, dass Vermittlungsleistungen durch die zuständigen Träger 
(ARGE, Agentur für Arbeit bei getrennter Aufgabenwahrnehmung, optierende Kommune) erbracht wer­
den. Berufsberatung obliegt auch in Bezug auf SGB II – Hilfeempfänger der Bundesagentur für Arbeit. 

2. Grundlage für die Berufswahlvorbereitung durch die Berufsberatung sind u.a. Ergebnisse und Erkennt­
nisse der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung sowie der Berufsbildungsforschung. Die Berufsberatung 
stellt die Lage und Entwicklung auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt und in den einzelnen Berufen 
sachgerecht, objektiv und möglichst umfassend dar. Sie berücksichtigt dabei erkennbare Trends und in­
formiert über alle Möglichkeiten der betrieblichen sowie schulischen Aus- und Weiterbildung. 

3. Vorrangiges Ziel der Berufsberatung ist es, junge Menschen zu einer fundierten und selbstständigen 
Ausbildungs-, Berufs- und Studienentscheidung zu führen. Die realistische Einschätzung des eigenen In­
teressens- und Fähigkeitenprofils sowie die Erarbeitung von Entscheidungs- und Handlungsstrategien 
sind Voraussetzung hierfür. 

4. Die Berufsberatung wendet sich im Rahmen ihres Orientierungsangebots rechtzeitig vor der Berufswahl 
an die Schüler und Schülerinnen aller Schulen und Jahrgangsstufen, für die das Thema Berufswahl rele­
vant ist. Angesichts eines steigenden Bedarfs an akademischen Fachkräften gehören dazu auch Informa­
tion und Beratung hinsichtlich einer möglichen Studienwahl. 

5. Im Rahmen der Berufsorientierung führt die Berufsberatung für Schüler und Schülerinnen insbesondere 
Vorträge in Schulklassen, berufs- und studienkundliche Vortragsreihen, Gespräche mit Kleingruppen, 
Gruppenberatungen und Seminare durch. Sie informiert hierbei über die Anforderungen der Berufs- und 
Arbeitswelt sowie die Möglichkeiten des regionalen/überregionalen Ausbildungs- und Beschäftigungs­
marktes und weist auf die Fördermöglichkeiten der beruflichen Ausbildung sowie die berufsvorbereiten­
den Bildungsangebote der Schule und der Bundesagentur für Arbeit hin. Soweit diese Veranstaltungen 
in der Schule oder in Zusammenarbeit mit der Schule oder der Jugendsozialarbeit an der Schule während 
der Unterrichtszeit stattfinden, sind sie im Einvernehmen mit der Schule unter Berücksichtigung des Un­
terrichtbetriebs anzusetzen. Für die Erziehungsberechtigten der Schüler und Schülerinnen werden ent­
sprechende Veranstaltungen durchgeführt; zu den berufs- und studienkundlichen Veranstaltungen für 
Schüler und Schülerinnen können auch deren Erziehungsberechtigte eingeladen werden. 

6. Maßnahmen der vertieften Berufsorientierung nach § 33 SGB III werden von der Berufsberatung im Rah­
men der jeweils zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel kofinanziert und bieten die Möglichkeit zur 
Verbesserung des Entscheidungsverhaltens, zur Vertiefung berufs-/ betriebskundlicher Kenntnisse oder 
zur vertieften Eignungsfeststellung. Die Berufsberatung initiiert entsprechende Maßnahmen, benötigt 
zur Umsetzung jedoch das finanzielle Engagement von Partnern der Wirtschaft, von Verbänden, der öf­
fentlichen Hand oder anderen. 

7. Die Berufsberatung vermittelt für die Ferienzeiträume für alle Schülergruppen in der Berufswahlphase 
freiwillige Betriebspraktika, so genannte „Individuelle Berufserkundungen und Betriebskontakte“, die 
über die Schülerbetriebspraktika hinaus Einblicke in die betriebliche Praxis vermitteln. 

8. Die Berufsberatung stellt nach ihren Möglichkeiten den Schulen bzw. den Lehrkräften berufskundliche 
und berufswahlvorbereitende Unterrichtshilfen und -mittel zur Verfügung. Sollte es sich um die Einfüh­
rung von neuen Medien handeln, ist dabei anzugeben, ob und in welcher Form Fachleute der Schule und 
gegebenenfalls der Wirtschaft bei der Erstellung beteiligt waren. 

9. Den Schülern und Schülerinnen und ihren Erziehungsberechtigten stellt die Berufsberatung berufsauf­
klärende und berufswahlvorbereitende Schriften zur Verfügung, die häufig auch für den unterrichtli­
chen Einsatz in der Schule geeignet sind. Die Verteilung von Schriften von überregionaler Bedeutung 
über die Schule an Schüler und Schülerinnen und ihre Erziehungsberechtigten bedarf der Genehmigung 
durch das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus. Einmal erteilte Genehmigungen gel­
ten grundsätzlich bis zum Fristablauf oder Widerruf. 

10. Für Schüler und Schülerinnen der beruflichen Schulen ist die Orientierung über die Lage und Entwick­
lung der Berufe und des Arbeitsmarkts, die Möglichkeiten der beruflichen Fortbildung sowie die Leis­
tungen der Arbeitsförderung von besonderer Bedeutung. 

In den verschiedenen Angeboten der Berufsschule für Jugendliche ohne Ausbildungsplatz dient eine 
solche Orientierung dem gesellschafts- und bildungspolitischen Anliegen, auch diesen jungen Men­
schen die Möglichkeit einer beruflichen Ausbildung zu eröffnen. Im Mittelpunkt steht dabei die realisti­
sche Einschätzung der Einmündungsmöglichkeiten in den regionalen oder überregionalen Ausbil­
dungs-, ggf. Arbeitsmarkt sowie die Realisierungsvorbereitung. 

Die berufsorientierenden Maßnahmen an beruflichen Schulen sollen in Zusammenarbeit mit den Lehr­
kräften der entsprechenden Klassen und ggf. den Fachkräften der Jugendsozialarbeit an Berufsschulen 
erfolgen. 

11. Die Berufsinformationszentren (BIZ) der örtlichen Agenturen für Arbeit stellen ein flächendeckendes 
Selbstinformationsnetz dar für Schüler und Schülerinnen, Lehrkräfte, Eltern und für alle an Berufswahl­
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themen Interessierten. Hier wird ein vielfältiges Medienangebot vorgehalten sowie die kostenfreie Nut­
zung eines Internetcenters und der Online-Angebote der Bundesagentur für Arbeit ermöglicht. Ein Be­
such im Klassenverband im Rahmen der Berufswahlvorbereitungsphase wird durch die Berufsberatung 
angeboten. 

12. Die berufliche Einzelberatung von Schülern und Schülerinnen des Sekundarbereichs I und II und die in­
dividuelle Vermittlung finden in der Regel in den örtlichen Agenturen für Arbeit statt. Liegen besondere 
Gründe vor – z.B. zu große räumliche Entfernung oder schlechte Erreichbarkeit mit öffentlichen Ver­
kehrsmitteln – kann dies in den Schulen geschehen. 

Die Berufsberatung für akademische Berufe berät Schüler und Schülerinnen des Sekundarbereichs II zu­
sätzlich über die Studienmöglichkeiten an allen Hochschulen in Deutschland und ggf. im Ausland und 
informiert über die aktuellen Verfahren der Hochschulzulassungen. 

Den Erziehungsberechtigten als wichtigsten Partnern der jungen Menschen in der Berufswahlphase 
wird empfohlen, an der Einzelberatung ihrer Kinder teilzunehmen. 

13. Ergeben sich im Beratungsgespräch Fragen zur Feststellung der Berufseignung oder Vermittlungsfähig­
keit, die nicht in der Beratung geklärt werden können, bietet die örtliche Agentur für Arbeit ärztliche und 
psychologische Untersuchungen und Begutachtungen sowie Beratungen an. Über die Teilnahme ent­
scheiden die Erziehungsberechtigten bzw. bei Volljährigkeit der junge Mensch selbst. 

Stehen schwerwiegende körperliche Einschränkungen der Realisierung einer bestimmten Berufsent­
scheidung entgegen, kann der Technische Dienst der Agentur für Arbeit mit technischem und arbeits­
wissenschaftlichem Fachwissen zur Umsetzung einer individuellen und schnellen Problemlösung beitra­
gen. 

C. Aufgaben der Schule in der Zusammenarbeit mit der Berufsberatung 

1. Innerhalb ihres verfassungsmäßigen Bildungsauftrags hat die Schule auch die Aufgabe, Erziehungs­
arbeit für das Leben in der Gesellschaft zu leisten und auf Arbeitswelt und Beruf vorzubereiten, den 
Schülern und Schülerinnen Beratungs- und Entscheidungshilfen zu geben und den Grundstock für ein 
reflektiertes Arbeitsverhalten zu legen. Hierbei sind die Eltern als wichtigste Bezugspersonen in der Be­
rufswahlphase ihrer Kinder in geeigneter Form zu beteiligen. 
Diese Aufgabe wird im Rahmen der Lehrpläne im Unterricht durch fachbezogene und fächerübergrei­
fende Lerninhalte, durch entsprechende Methoden (z.B. Projektarbeit) und Unterrichtsprinzipien erfüllt. 
Die Aufgabe ist frühzeitig wahrzunehmen. 

Die Aufgabe fällt nicht nur im allgemein bildenden Schulwesen, sondern auch im Bereich der Berufs­
schule und dort insbesondere bei den Angeboten der Berufsvorbereitung an. 

2. Bei der Hinführung auf die Arbeitswelt sollten durch die Schulen die Möglichkeiten von Betriebspraktika 
und anderen betrieblichen Kontakten (z.B. Betriebsbesichtigungen und Berufserkundungen) genutzt 
werden. 

3. Zur Erleichterung der Standortbestimmung des jungen Menschen im Berufswahlprozess sollten die un­
ternommenen Teilschritte und -erfolge dokumentiert werden. Portfolioansätze (z.B. ein Berufswahlpass) 
können hierfür eine geeignete Möglichkeit darstellen. 

4. Die Schule stimmt ihre Maßnahmen zur Berufswahlvorbereitung im Rahmen der Hinführung zur Wirt­
schafts- und Arbeitswelt mit denen der Berufsberatung ab. Ergänzend zu dem neutralen und objektiven 
Angebot der Berufsberatung können Orientierungsangebote der Wirtschaft und sonstiger regionaler Ak­
teure der Berufswahl hinzugezogen werden. Auf eine interessensunabhängige und werbungsfreie Prä­
sentation sollte seitens der Schulleitung geachtet werden. Die Berufsberatung der örtlichen Agentur für 
Arbeit kann bei der Einschätzung entsprechender Angebote ggf. beratend hinzugezogen werden. Maß­
nahmen von Schule, Berufsberatung, Wirtschaft und sonstigen Akteuren sollen sich sinnvoll ergänzen 
und aufeinander abgestimmt sein. 

5. Die Schule bezieht die von der Berufsberatung zur Verfügung gestellten berufskundlichen und berufs­
wahlvorbereitenden Informationsmedien in den Unterricht ein, soweit die Genehmigung zur Verteilung 
nach Abschnitt B, Ziffer 9 vorliegt. Dies gilt analog für Medien der Wirtschaft und der sonstigen Akteure, 
die durch Vorlage bei der örtlichen Schulleitung zu genehmigen sind. Sollte es sich um einen bayernwei­
ten Einsatz von derartigen Publikationen handeln, ist das Bayerische Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus Entscheidungsträger. Bei der Prüfung externer Medienangebote sollte auf die beratende, 
neutrale Kompetenz der Berufsberatung der Bundesagentur für Arbeit zurückgegriffen werden. 

6. Für Maßnahmen der Berufsberatung, insbesondere Schulbesprechungen, Elternabende und Eignungs­
untersuchungen stellt die Schule mit Zustimmung des Schulaufwandträgers Räume und, wenn möglich, 
ihre technische Einrichtung zur Verfügung. Möglichkeiten des Lernortwechsels, z.B. Besuch im Berufs­
informationszentrum (BIZ) der örtlichen Agentur für Arbeit oder dem BIZmobil in der Region, werden ge­
nutzt. 
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7. Die Schule empfiehlt darüber hinaus den Schülern und Schülerinnen und deren Erziehungsberechtigten, 
die berufsaufklärenden Veranstaltungen und Seminare der Berufsberatung außerhalb der Schule zu be­
suchen, die individuelle Berufsberatung und die Vermittlung von Ausbildungsstellen in Anspruch zu 
nehmen sowie die Online-Angebote der Bundesagentur für Arbeit zu nutzen. 

8. Die Berufsberatung informiert über die Schule die Schüler und Schülerinnen sowie deren Erziehungsbe­
rechtigte über das Dienstleistungs-, speziell das Beratungs- und Vermittlungsangebot der Berufsbera­
tung der Agentur für Arbeit. 

Diese entscheiden, ob sie die Berufsberatung in Anspruch nehmen wollen. Wenn die Erziehungsberech­
tigten oder der volljährige Schüler bzw. die volljährige Schülerin wünschen, dass die Schule der Be­
rufsberatung ein Gutachten zur Verfügung stellt, so teilen sie dies der Schule schriftlich mit. Sie sollten 
umfassend aufgeklärt werden, was mit dem schriftlichen Einverständnis verbunden ist. Die Erziehungs­
berechtigten oder der volljährige Schüler bzw. die volljährige Schülerin erhalten dieses Gutachten von 
der Schule zur Vorlage bei der Berufsberatung. Das Gutachten enthält Angaben über Entwicklung, Leis­
tung, Interessen und Verhaltensweisen des Schülers bzw. der Schülerin, soweit sie für die Berufswahl 
von Bedeutung sind. 

Speziell bei jungen Menschen, deren weiterer Bildungsweg nach Verlassen der Schule ungesichert ist, 
erscheint die Weitergabe der erforderlichen Informationen an die Berufsberatung – unter Berücksichti­
gung der Bestimmungen des Datenschutzes – empfehlenswert. Die Beurteilungen der Schule werden 
durch die Berufsberatung vertraulich behandelt. 

Eine Bekanntgabe von Schüleranschriften durch die Schule ist ohne die Einwilligung der Betroffenen 
nicht zulässig. 

9. Die Schule beurlaubt grundsätzlich Schüler und Schülerinnen vom Unterricht zur Wahrnehmung der be­
ruflichen Einzelberatung sowie der ärztlichen und der psychologischen Eignungsuntersuchung, die 
durch die Berufsberatung veranlasst wurde. Der Antrag auf Befreiung vom Unterricht ist bei der Schule 
unter Vorlage der Einladung zu stellen. Dem Antrag wird stattgegeben, sofern nicht schwerwiegende 
Gründe entgegen stehen. 

10. Bei der Berufsberatung der Förderschüler und Förderschülerinnen ist die Beteiligung des Lehrers im Ein­
vernehmen mit den Erziehungsberechtigten zweckdienlich und wünschenswert. 

11. Die Schulen teilen der Berufsberatung auf Anfrage die für ihre Arbeit notwendigen statistischen Daten 
mit. Ein jährlicher Datenabgleich auf lokaler/regionaler Ebene der Bildungs- und Ausbildungsmarktsta­
tistik ist als Grundlage für die Planung eines ausreichenden Angebots für die Nachvermittlung unver­
sorgter Jugendlicher unabdingbar. 

D. Gemeinsame Aufgaben und Ziele 

1. Die Beratungsdienste der Schule und die Berufsberatung haben eine Vielzahl fachlicher Berührungs­
punkte. Für eine Zusammenarbeit der beratenden Dienste, die auch dem Anliegen der jungen Menschen 
gerecht wird, ist eine fachliche Schwerpunktsetzung erforderlich. 

2. Beratung als Hilfe und Form der Erziehung ist zunächst Aufgabe jeder Schule und einer jeden Lehrkraft, 
insbesondere der staatlichen Schulberatung und der Beratungslehrkräfte an den einzelnen Schulen. 
Fragen der Schullaufbahnwahl, des Erreichens schulischer Ausbildungsziele, der schulischen Leistung 
und Eignung, der Bildungsanforderungen im schulischen Bereich und der Situation des Schülers, der 
Schülerin in der Schule unterliegen der Beurteilung und Beratung durch die Schule. Die Berufsberatung 
verweist in solchen Fragen an die zuständigen Stellen der Schulen und der Schulberatung. 

3. Die Berufsberatung ist mit ihren Orientierungs- und Beratungshilfen dann beteiligt, wenn vornehmlich 
berufsrelevante Fragen zu klären und berufliche Entscheidungen vorzubereiten sind. Bei der Vorberei­
tung von Informationsmaterial zieht die Berufsberatung Fachleute der Schulberatung hinzu, soweit Fra­
gen der Schullaufbahnwahl zu beantworten sind. 

4. Frühzeitig sind Schule und Berufsberatung, aber auch im Einzelfall die Jugendhilfe, gemeinsam gefordert, 
insbesondere solche Jugendliche zu begleiten, deren Übergang von der Schule in die Berufswelt gefähr­
det erscheint. Warteschleifen sollen durch eine intensive Betreuung vermieden, Ausbildungs- und Studi­
enabbrüche verhindert werden. Das macht eine enge Zusammenarbeit zwischen Lehrkräften und betreu­
enden Fachkräften der Berufsberatung sowie den Erziehungsberechtigten und ggf. den Fachkräften der 
Jugendhilfe, spätestens zu Beginn der Abgangsklassen, notwendig. Strategien zur Chancenverbesserung 
sind zu entwickeln. Hierbei sind die jungen Menschen zu begleiten, ggf. durch beauftragte Dritte, z.B. in 
Maßnahmen der vertieften Berufsorientierung. Möglichkeiten der Berufsvorbereitung nach der Schule 
(BVJ, Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen der Agentur für Arbeit, Maßnahmen der Berufsausbil­
dungsvorbereitung für lernbeeinträchtigte und sozial benachteiligte Personen, Qualifizierungsangebote 
für Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag etc.) sind auszuloten, um zu einem späteren Zeitpunkt die 
Chancen für die Ausbildungsaufnahme zu verbessern. 
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Die Staatsregierung und die Arbeitsverwaltung unternehmen im Rahmen der vorhandenen Haushaltsmit­
tel entsprechende Anstrengungen, ein ausreichendes Angebot an geeigneten Bildungsmaßnahmen zur 
Verfügung zu stellen. Zur besseren Abstimmung der verschiedenen Angebote dienen die „runden Ti­
sche“, die in allen bayerischen Agenturbezirken auf Initiative des Bayerischen Staatsministeriums für Un­
terricht und Kultus und der Regionaldirektion Bayern eingerichtet werden sollen. 

5. Gemeinsame Beratungsaufgaben ergeben sich auch in Fragen einer möglichen Studienwahl (siehe auch 
Punkt B 12). Einzelheiten der Zusammenarbeit zwischen Schule, Berufsberatung und Studienberatung 
sind Gegenstand der „Gemeinsamen Empfehlung von HRK, KMK und BA zur Zusammenarbeit in der Se­
kundarstufe II“ vom 19. Februar 1992; s.d. . 

6. Über die Zusammenarbeit zwischen Schule und Berufsberatung in Modellversuchen (z.B. Entwicklung 
von Konzepten für kooperative Maßnahmen zur Verbesserung der Integrationschancen von besonders be­
nachteiligten Jugendlichen) werden jeweils gesonderte Vereinbarungen getroffen. Die Jugendhilfe ist im 
Bedarfsfall zu beteiligen. 

7. Zur Erörterung anstehender Fragen benennen das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
als Ansprechpartner einen staatlichen Schulberater bzw. eine staatliche Schulberaterin, das Bayerische 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen und die Regionaldirektion Bayern 
der Bundesagentur für Arbeit je einen Ansprechpartner, eine Ansprechpartnerin. Auf Wunsch eines der 
Beteiligten findet eine Besprechung statt, zu der weitere beratende Kräfte hinzugezogen werden können, 
ggf. auch aus dem Bereich der Wirtschaft und der sonstigen Akteure. Im örtlichen Bereich können entspre­
chende Arbeitskreise für Schule und Berufsberatung gebildet werden. Darüber hinaus bietet es sich an, 
den örtlichen Arbeitskreis Schule-Wirtschaft als Möglichkeit zum Informationsaustausch für alle Akteure 
zu nutzen. 

Für jede Schule in Bayern soll eine Lehrkraft als Schülerberater, Schülerberaterin tätig bzw. für die Zu­
sammenarbeit mit der staatlichen Schulberatung zuständig sein. Zu den Aufgaben dieser Lehrkraft gehört 
es, das Informationsmaterial, das von der Berufsberatung zur Verfügung gestellt wird, auf dem Laufenden 
zu halten und es Schülern und Schülerinnen, Eltern und Lehrkräften zugänglich zu machen sowie die Ver­
bindung zwischen der einzelnen Schule und der für die Schule zuständigen Fachkraft der Berufsberatung 
zu pflegen. 

8. Vollzeitschulische Berufsausbildungen können gemäß den Regelungen des Berufsbildungsgesetzes 
(BBiG) der dualen Ausbildung gleichgestellt werden. Schule und Berufsberatung setzen sich gemeinsam 
dafür ein, dass vollzeitschulischen Berufsausbildungen an beruflichen Schulen von den Berufswählern, 
deren Eltern und der Wirtschaft als gleichwertig anerkannt werden. 

9. Als weitere Formen der Zusammenarbeit bieten sich an: 

–	 Austausch von Schriften und Sprechstunden der beratenden Dienste, 

–	 Gemeinsame Durchführung von Aufklärungsveranstaltungen, besonders Elternveranstaltungen, 

–	 Gegenseitige Konsultation bei Beratung im Einzelfall, gegebenenfalls Teamberatung, 

–	 Konsultation von Fachleuten der Arbeitsverwaltung bei der Entwicklung von Curricula für einschlägige 
Bereiche der Arbeitslehre, 

–	 Intensivierung der gegenseitigen Teilnahme an Besprechungen sowie Aus- und Fortbildungsveranstal­
tungen für Lehr- und Beratungsfachkräfte, 

–	 Gemeinsame Erarbeitung von Lehr- und Anschauungsmaterial berufsorientierenden Inhalts. 

E. Schlussbestimmungen 

Vorstehende Richtlinien über die Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung gelten für die allgemein 
bildenden und beruflichen Schulen in Bayern. 

Die mit Bekanntmachung vom 8. Dezember 1972 Nr. IB2/6100-12/72 (AMBl 1973 S. 66) veröffentlichte Ver­
einbarung über Richtlinien für die Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung nebst Ausführungsbe­
stimmungen wird aufgehoben. 

F. Empfehlung 

Die Unterzeichnenden empfehlen den ARGEn in Bayern bzw. deren Vertretungsorgan und den optierenden 
Kommunen, sich dieser Rahmenvereinbarung vertraglich anzuschließen. 


